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FACHTAGUNG 77 DES BUNDESINSTITUTS FÜR BERUFSBILDUNG 

Das Bundesinstitut fur Berufsbildung flihrte in der Zeit vom 
7. bis 9. September 1977 in der Berliner Kongreßhalle unter 
dem T1tel "Fachtagung 77" seine erste größere Veranstaltung 
durch, an der über 1000 Experten aus Berufsbildungspraxis, 
Berufsbildungsverwaltung und Berufsbildungsforschung teil­
nahmen. 

Die Tagung stand unter dem Leitthema 

"Berufliche Bildung in Forschung und Praxis -
Probleme und Lösungsansätze". 

Sie hatte das Ziel, auf der Grundlage bisheriger Arbeitser­
gebnisse des Bundesinstituts, zu e;ner Bestandsaufnahme 
der Probleme beizutragen, bisherige Losungsansatze aus 
Praxis, Berufsbildungsforschung und Bildungspolitik darzu­
stellen und mögliche Lösungsvorstellungen zu diskutieren. 
Darüber hinaus sollten Impulse fur kunftige Aufgaben gege­
ben werden. 

Es fand ein reger Meinungs- und Erfahrungsaustausch mit 
Ausbildern, Berufsschullehrern, Mitarbeitern in der Berufs­
bildung Jugendlicher und Erwachsener, Wissenschaftlern, 
Bildungsplanern und Vertelern der gesellschaftlichen Grup­
pen statt. Wie nicht anders zu erwarten, wurden die Kontro­
versen der Berufsbildungspolitik durch die Vertreter der ge­
sellschaftlichen Gruppen und der politischen Richtungen bei 
der Behandlung der Fragen des Ausb1ldungsplatzangebots, 
der Durchführung von Modellversuchen, der Ordnung der 
Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung, des Fern­
unterrichts und anderer Themen ausgetragen. Die sehr enga­
gierte Beteil;gung der meisten Teilnehmer bewies allerdings 
auch d;e Notwendigkeit emes solchen Forums der Berufsbil­
dungsdiskussion. 

Das Bundesmstitut für Berufsbildung hat mit der Fachtagung 
emen wichtigen Schritt in die Öffentlichkeit getan. Die Not­
wendigkeit se:ner Arbeit wurde in allen Tagungsbereichen 
immer wieder hervorgehoben. Vielfaltige Anregungen und 
Vorschläge müssen nun in d1e Forschungs- und Entwick­
lungsarbeit des Jnst1tuts aufgenommen werden und die Er­
gebnisse dieser Arbeit deutlicher als bisher, insbesondere in 
der Fachöffentlichkeit, vorgetragen werden. 

in diesem Heft werden d1e am Eröffnungstag gehaltenen An­
sprachen der Herren 

-Prof. Dr. Paul Gert von Beckerath, Vorsitzender des Haupt­
ausschusses des Bundesmstituts für Berufsbildung 

Paul Gert von Beckerath 

ln meiner Eigenschaft als Vorsitzender des Hauptausschus­
ses des Bundesinstituts flir Berufsbildung fallt mir die Auf­
gabe zu, die Fachtagung 77 zu eröffnen. Ich habe die Ehre, 
me.ne sehr verehrten Damen und Herren, Sie alle, die Sie 
als Re:erenten, Experten und Teilnehmer zu dieser dreitägi­
gen Veranstaltung nach Berlin gekommen sind, herzlich will­
kommen zu heißen. Insbesondere begrüße ich den Bundes­
minister für Bildung und Wissenschaft, Herrn Rohde, den Se­
nator fur Arbeit und Soziales von Berlin, Herrn Sund, den 
Vizeprasidenten der Standigen Konferenz der Kultusminister 
der Länder, Herrn Prof. Dr. Hahn, sowie die Damen und 
Herren Abgeordneten des Deutschen Bundestages und der 
Landerparlamente. 

- Olaf Sund, Senator filr Arbeit und Soziales Berlin 

-Helmut Rohde, Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft 

- Prof. Dr. D. Wilhelm Hahn, Vizepräsident der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder 

- Dr. Hermann Schmidt, Generalsekretär des Bundesinstituts 
für Berufsbildung 

- Felix Kempf, Bundesvorstand des Deutschen Gewerk­
schaftsbunds 

-Helmut Brumhard, Kuratorium der Deutschen Wirtschaft 
fur Berufsbildung 

- Dr. Reinhold Mayerle, Ministerium für Wirtschaft, Mittel-
stand und Verkehr des Landes Baden-Württemberg 

in überarbeiteter, teilweise auch in gekürzter Fassung abge­
druckt. Daruber hinaus werden Kurzbenchte über Inhalte und 
Ergebnisse der Diskussion in den 6 Tagungsbereichen 

- Ausbildungsplatzsituation - Ursachen, Folgen, Maßnah­
men, 

-Modellversuche - ein Instrument für Innovationen im be­
ruflichen Bildungswesen, 

-Ordnung der beruflichen Erstausbildung- Gemeinschafts­
aufgabe von Bund, Landern, Wirtschaft und Wissenschaft, 

-Berufliche Weiterbildung - Forschungsansätze 1m Span­
nungsfeld von Bildungspolitik und Bildungspraxis, 

-Medien in der Berufsausbildung, 

-Wie kann Fernunterricht zur Verbesserung der beruflichen 
Bildung beitragen? 

veröffentlicht. Weitere Ergebnisse aus den 6 Tagungsberei­
chen werden in Form von Manuskriptdrucken publiziert. 

Die Fachtagung 77 des Bundesinstituts für Berufsbildung hat 
einerseits gezeigt, daß die gegenwärtigen zentralen Proble­
me der Berufsbildung schwerpunktmäßig pol1t1sch gelöst 
werden müssen. Dabei ist klar geworden, daß es Aufgabe 
des Jnst1tuts sein muß, fur diese politischen Lösungen aus­
reichende Grundlagen bereitzustellen. Die Fachtagung hat 
auf der anderen Seite auch bewiesen, daß das Bundesinstitut 
ein gutes Forum filr die an der beruflichen Bildung Beteilig­
ten zur Artikulation ihrer Standpunkte ist und somit zu einer 
realistischen Einschätzung, etwa der Wirksamkeit vorzuschla­
gender Maßnahmen, beitragen kann. 

Die Redaktion 

Die Herren Minister haben sich bereit erklart, Ansprachen an 
diese Versammlung zu richten. Sie bekunden damit ihr be­
sonderes Interesse an der Frage der Berufsbildung, welche 
insbesondere durch die derzeitige und unter veränderten 
Vorzeichen auch noch nach Jahren bestehende prekare de­
mografische Situation unseres Landes zu einem Kernthema 
der Gesellschaftspolitik geworden ist. 

Das seit 1970 bestehende Bundesinstitut fur Berufsbildungs­
forschung, welches seinerseits anknüpfen konnte an die bis 
dahin bestehende Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbil­

ist im September 1976 im Bundesinstitut für Berufsbil­
dung aufgegangen. Die heute beginnende Fachtagung wurde 
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konzipiert, um d1e mehrjähnge Forschungs- und Entwick­
lungstatigkeit im Dienste der Berufsbildung in ihren Ergeb­
nissen einer großen Offentlichkeit, einer großen Fachöffent­
lichkeit darzustellen. Die s1ch daraus ergebende Diskussion 
möge die we1tere Arbeit des Bundesinstituts fur Berufsbil­
dung fördern und beflügeln. 

Als Vorsitzender 1m ersten Jahre des Bestehens des Haupt­
ausschusses sehe 1ch für meine Arbeit die folgenden 
Schwerpunkte: 

1. Die Schaffung eines breiten Fundamentes für die effiziente 
Zusammenarbeit eines sehr differenzierten Gremiums, beste­
hend aus der paritätischen Zusammensetzung von Vertretern 
des Bundes, der Länder, der Arbeitnehmer und der Wirt­
schaftsorganisationen, also sämtlichen Beteiligten, welche für 
die Berufsbildung verantwortlich zeichnen bzw. welche die 
eigentlichen Träger der Berufsbildung sind. Sie werden un­
terstützt von Vertretern der Bundesanstalt fur Arbeit und den 
kommunalen Spitzenverbänden. 

2. Die Herstellung e:ner tragfahigen Plattform für die Arbe1t 
in den Forschungsabteilungen des Bundesinstituts und deren 
Verbindung mit der Praxis, damit eme anwendungsbezogene 
Forschung betrieben werden kann. ln der Förderung der Be­
rufsbildung durch d1e Forschung liegt eine entscheidende 
Aufgabe des Bundesinstituts für Berufsbildung. 

3. Es ist mein Anliegen, den Mitarbeitern des Bundesinsti­
tuts die Voraussetzungen fur eine erfolgreiche und dam1t 
auch s:e selber befriedigende Arbeit zu gewährleisten. 

4. Wir haben Ihr Wort, Herr Minister Rohde, vernommen, wo­
nach das Bundesinstitut die gemeinsame Adresse für alle 
Fragen der beruflichen Bildung in unserem Lande sein soll. 
Wir begrüßen dies, und wir erklaren uns bereit, und d1es 
kann ich wohl im Namen sämtlicher Gruppen und Mitglieder, 
die den Hauptausschuß bilden, hier öffentlich aussprechen, 
daß wir alle die Berufsbildung betreffenden Fragen gerade 
in einem so kritischen Zeitpunkt in Gestalt einer konzer­
tierten Aktion auf eine fur samtliehe Betroffenen gedeihliche 
Lösung gerichtet und auf der Basis von Gesetz und Satzung 
zu bearbeiten, bemüht sein werden, wobei es sicherlich eine 
zu unterstutzende Zielsetzung sein durfte, den Aufwand die­
ser Tätigkeit möglichst n:edrig zu halten. 

5. Lassen Sie mich angesichts der Kürze der zur Verfugung 
. stehenden Redezelt nur noch zwei mir besonders wichtig er­
scheinende Aufgaben für die Arbeit des Bundesinstituts nen­
nen: 

Olaf Sund 

Im Namen des Reg:erenden Bürgermeisters Dietnch Stobbe 
möchte ich Sie herzlich in Berlin willkommen he1ßen und 
d1eser Fachtagung gute Arbeitsergebnisse wünschen. 

Für eine der 15 vorgesehenen Arbeitsgruppen dieser Tagung 
haben sich so viele Interessenten angemeldet, daß sie in 
zwe1 Gruppen aufgeteilt werden mußte. Sie haben also be­
reits vor Monaten mit Ihrer Anmeldekarte deutlich gemacht, 
daß Sie "Maßnahmen zur Sicherung und Verbesserung des 
Ausbildungsplatzangebotes" fur das drängendste Problem 
im weitgespannten Themenkatalog der Fachtagung halten, 
die heute begmnt. 

Erlauben Sie daher dem in d1eser Stadt für die berufliche 
Bildung zustandigen Senator, daß er das Selbstverständliche 
- Sie hier auch seinerseits ganz herzlich zu begrüßen und 
Veranstaltern und Teilnehmern den erhofften Erfolg zu wun­
schen - in aller Kurze erled1gt und die ihm gewahrte Zeit 
dazu nutzt, ein paar Bemerkungen zur Sache zu machen, zu 
einer Sache, die uns allen auf den Nägeln brennt. 

a) Die Erarbeitung eines möglichst bald zur Verfügung ste­
henden Instrumentariums der Statistik für das Gebiet der 
Berufsbildung, sowie 

b) die ständige Förderung einer engen Zusammenarbeit der 
beiden eigentlichen Träger der Berufsbildung im dualen 
System, namlich Berufsschule und Betrieb. 

Im Fruhjahr dieses Jahres hat es im Hauptausschuß des 
Bundesinstitutes eine emgehende Analyse und Diskussion 
der Situation in der Berufsausbildung gegeben. Im Anschluß 
daran sind von den im Hauptausschuß vertretenen Gruppen 
und staatlichen Einrichtungen viele Aktivitäten eingeleitet 
worden, um dem Ausbildungsplatzbedarf gerecht zu werden. 
Viele aktive Helfer in Betrieben und Berufsschulen tragen da­
zu bei, die vor uns stehenden Ausbildungsprobleme in ge­
meinsamer Anstrengung zu me1stern. Sie bedurfen jedoch 
der H1lfe und Unterstützung durch staatliche Stellen und 
durch die Wissenschaft, um d1e an s1e gestellten quantitati­
ven und qualitativen Anforderungen erfüllen zu können. Zu­
schüsse und finanzielle Hilfen allem genügen nicht, wenn­
gleich zusätzliche Leistungen zusatzliehe Kosten verursa­
chen, die einer Deckung bedurfen. 

Es geht auch darum, durch Beratung, Ausbildungsmittel, me­
thodische und didaktische Hilfen die Arbeit der Ausbilder 
und der Berufsschullehrer vor Ort zu unterstutzen. Die Mitar­
beiter des Bundesinstituts haben auf diesem Geb1ete in den 
letzten Jahren Beachtliches geleistet, das sie Ihnen in diesen 
Tagen vorstellen wollen. 

Wenn auch im laufenden Jahr von allen Beteiligten bereits 
erhebliche Bemühungen unternommen wurden, die bestehen­
den Probleme zu meistern, und dies mit sichtbarem Erfolg, so 
dürfen w1r uns dennoch nicht zu vorschneller Zufriedenheit 
verleiten lassen. Die nachsten Jahre werden von Wirtschaft 
und Staat auf dem Geb1ete der Berufsausbildung in bisher 
nicht bekanntem Umfange weitere Leistungen verlangen, 
welche gesellschaftspolitische Relevanz erhalten. Ich rufe 
samtliehe beteiligten Stellen in unserem Staate auf, in ihren 
Bemühungen nicht nachzulassen, damit wir diese bedeuten­
de gesellschaftspolitische Herausforderung erfolgreich be­
stehen können. 

Ich sehe in dieser Fachtagung eine wichtige Chance, die Be­
deutung der Berufsbildung vor aller Offentliehkeil zu demon­
strieren und damit ihren gleichwertigen Rang neben der All­
gemeinbildung zu unterstreichen. 

Jeder Jugendliche hat einen Anspruch auf eine berufliche 
Qualifizierung, die semen Neigungen und Fähigkeiten ent­
spricht und die ihm vollwertige Chancen im Erwerbsleben si­
chert. Das bedeutet heute und in den kommenden Jahren 1m 
Klartext: Kein Jugendlicher darf dafür bestraft werden, daß 
er zufallig den geburtenstarken Jahrgangen angehört. 

Hierüber g1bt es bei allen für die Berufsausbildung Verant­
wortlichen, be1 den gesellschaftlichen Gruppen und den Par­
teien ebensowenig Streit wie über die Einsicht, daß es auch 
gesamtwirtschaftlich betrachtet höchst kurzsichtig wäre, aus­
gerechnet bei den Investitionen in das zu sparen, was gele­
gentlich als "menschliches Kapital " bezeichnet wird. 

Me:ne Sorge ist es, daß es - auch unter den hier Anwesen­
den - immer noch zu viele gibt, die sich in der illusorischen 
Hoffnung wiegen, die der Jugend gegebenen Versprechen 
könnten durch Warten auf konjunkturellen Aufwind, durch 
Appelle an die soziale Verantwortung von Unternehmern, 
durch mehr Gerechtigkeit bei der Aufbringung von Ausbil-
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dungskosten oder durch Drehen an der Steuerschraube zu­
gunsten ausbildender Betriebe eingelöst werden. 

Unser Berliner Schulerberg ist früher angestiegen, er wird 
höher werden und später auslaufen, als es im Bundesdurch­
schnitt der Fall sein w1rd. Ich darf daher so unbescheiden 
sein und sagen: W1r haben anderen ein Jahr Erfahrung vor­
aus. 

Lassen Sie mich Ihnen diese Erfahrung und einige ihrer 
Konsequenzen - in Thesen verdichtet- vortragen: 

1. Es ist notwendig, die Probleme in ihrem vollen Umfang 
und all ihren Schwierigkeiten rechtzeitig beim Namen zu 
nennen. 

Berlin hat als erstes Land uberhaupt dem Landesausschuß 
für Berufsbildung und dem Abgeordnetenhaus eine Modell­
rechnung vorgelegt, d e allen an der beruflichen Bildung Be­
teiligten deutlich gemacht hat, in welchem Maße zusätzliche 
Ausbildungsplätze benötigt werden, um den Schulabgängern 
des Jahres 1982 wenigstens die gleichen Chancen bieten zu 
können w1e denen des Jahres 1975. Berlin hat s1ch immer 
zur Öffnung der Hochschulen bekannt. Aber w1r haben auch 
von Anfang an unterstrichen, daß nicht jeder, der das Recht 
zum Hochschulbesuch erwirbt, dies auch wahrnehmen wird 
oder gar die Pflicht dazu hat. 

Auch werde ich mich nicht von der Überzeugung abbringen 
lassen, daß nur ein Überangebot ein wirklich ausreichendes 
Angebot ist. Denn Freiheit bedeutet in erster Linie Wahlfrei­
heit. 

2. Es ist notwendig, sich auf das eigentliche Problem, d1e 
der Nachfrage entsprechende Erhohung des Ausbildungs­
platzangebots im dualen System zu konzentrieren. Und es 
ist selbstverständlich, daß d1e anteilige Erweiterung der Be­
rufsschulen, der Berufsfachschulen und der Fachhochschulen 
unabdingbar ist, daß anrechenbare Berufsgrundbildungsjahre 
angeboten werden müssen ebenso wie berufsbefahigende 
Lehrgänge für die wenigen, die für eine Ausbildung nicht 
in Frage kommen. 

Die eigentliche Herausforderung jedoch liegt darin, das An­
gebot an betrieblichen Ausbildungsplatzen in Industrie, Han­
del und Handwerk der steigenden Nachfrage entsprechend 
auszuweiten. Ich sehe hierzu keine Alternative, die nach Um­
fang, Struktur und Qualität den Anspruchen der Jugend -
und der Wirtschaft selbst- gerecht werden könnte. 

Der Senat beabsichtigt, spätestens von 1979 an in Berlin ein 
10. Pflichtschuljahr einzuführen. Von der Verlängerung der 
Vollzeltschulpflicht erwartet der Senat erhöhte Chancen für 
den Eintritt in eine Berufsausbildung vor allem für Haupt­
schüler. Der Spitzenbedarf an Ausbildungsplätzen wird hier­
durch jedoch nicht vermindert Das einzige was in diesem 
Zusammenhang gewonnen werden kann, 1st Zeit. 

3. Es ist notwendig, daß die öffentlichen Arbeitgeber bei der 
Ausweitung des Ausbildungsp:atzangebots mit gutem Bei­
spiel vorangehen und dabei nicht nur über den Eigenbedarf 
hinaus ausbilden, sondern auch mehr tun, als ihnen anteilig 
zukäme. 

Wir werden in den Behörden und Eigenbetrieben des Lan­
des Berlin schon im nächsten Jahr das erreichen können 
was wir von der Wirtschaft erst nach 1980 erwarten, nämlich 
das Ausbildungsplatzangebot gegenüber 1975 zu verdoppeln. 

Ich bin sicher, daß der Senat diesen Weg weitergehen und 
auch die letzte noch vorhandene Ausbildungsreserve mobili­
sieren w1rd. Dabei muß dann eben in Kauf genommen wer­
den, daß die Grenzkosten für zusätzliche Platze steigen. 

Im ubrigen wird gegenwartig in der Senatsverwaltung fur Ar­
beit und Soziales in Berlin unter dem Arbeitstitel "Kaufmann 
im Krankenhauswesen" der Antrag auf Erlaß einer neuen 
und zusatzliehen Ausbildungsordnung erarbeitet. Hierdurch 
können nicht nur Hunderte neuer Ausbildungsstätten er­
schlossen, sondern auch wesentliche personelle Beiträge fur 
mehr Wirtschaftlichkeit in der stationären Versorgung gelei­
stet werden. 

Ich wäre froh und dankbar, wenn die in Berlin ansässigen 
Bundesbehörden d1e gleiche klare Linie w:e d1e Verwaltung 
der Stadt verfolgen würden. Hier ist die pol1t1sche Führung 
gefordert. Es geht nicht an, daß Beamte das Problem einfach 
unter den Teppich kehren und erklaren, ihre Behörde wolle 
nicht ausbilden, weil der örtliche Arbeitsmarkt angeblich 
keine Biologielaboranten oder Stoffprüfer mehr aufnehmen 
könne. 

4. Es ist notwendig, eine Ecke an das soziale Netz anzu­
knüpfen, damit es auch diejenigen Jugendlichen auffängt, 
die beim Wettbewerb um die knappen betrieblichen Ausbil­
dungsplätze nicht oder nicht sofort zum Zuge kommen. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß Berlin - als 
Stadtstaat zugegebenermaßen etwas begünstigt - im ver­
gangenen Jahr damit begonnen hat, eine außerbetriebliche 
Ausbildungsstalle einzurichten. Inzwischen erhalten hier 250 
junge Menschen e;ne Berufsausbildung in einem von zu­
nächst zwölf anerkannten Ausbildungsberufen. Spätestens 
1980 werden es eintausend Jugendliche sein. Diese jungen 
Menschen sind doch nicht deshalb für eine Ausbildung un­
geeignet, nur weil sie beim Rennen um einen Platz in der 
Wirschaft ein paarmal nicht als 16., sondern als 17. durch's 
Ziel gingen. Hier halte ich als Sozialdemokrat auch ganz 
hart gegen eine vorschnelle Inanspruchnahme des Begriffes 
"behindert". 

5. Es ist notwendig, rechtzeitig zu erkennen, wann Grenzen 
der betrieblichen Ausbildungskapazitat erreicht werden, und 
es ist notwendig, die Wirtschaft bei der Ausweitung und Er­
ganzung der Ausbildungskapazität zu unterstutzen. 

Die Berliner Betriebe sind in den letzten drei Jahren den 
Aufrufen aller Verantwortlichen in ermutigender Weise ge­
folgt und haben mehr als 6000 zusätzliche Ausbildungsplät­
ze bereitgestellt. Es ze1chnet sich ab, daß neben der vielbe­
schworenen Kostenbelastung echte Kapazitätsprobleme ent­
stehen. Vor allem im gewerblich-technischen Bereich können 
überbetriebliche Ausbildungsstätten denjenigen Betrieben 
helfen, deren Ausbildungskapazität voll ausgeschöpft 1st und 
denen, d1e bisher nicht ausbilden konnten, weil sie auf sich 
allein gestellt als Ausbildungsstätte ungee1gnet sind. 

Es ist wichtig, daß nicht nur hier in der Stadt die mittleren 
und kleinen Industriebetriebe erkennen, daß überbetriebliche 
Ausbildungsstätten in ihrem Interesse liegen, wenn sie nicht 
mittelfristig wieder Gefahr laufen wollen, von der eigenstän­
digen Ausbildung und damit von der eigenstandigen Nach­
wuchsgewinnung abgeschnitten zu werden. 

6. Es ist notwendig, rechtzeitig zu erkennen, daß es system­
bedingte Grenzen der Ausbildungsbereitschaft der Unterneh­
men g1bt. 

Noch sind diese Grenzen nicht erreicht. Sie liegen dort, wo 
der ausbildende Betrieb nicht mehr davon ausgeht, alle oder 
den größten Teil der Auszubildenden später weiterbeschäfti­
gen zu können. 

Die gesamtwirtschaftliche und gesellschaftspolitische Not­
wendigkeit, gegebenenfalls auf Vorrat auszubilden, ist eine 
Sache, das einzelwirtschaftliche Unternehmenskalkül eine an­
dere. 

Hier müssen politisch und ökonomisch tragfähige Bedingun­
gen geschaffen werden, damit die Ausbildungsbereitschaft 
der Betriebe der wachsenden Nachfrage auch gerecht wer­
den kann. Das Ausbildungsplatzförderungsgesetz war ein 
notwendiger Schritt, aber kein hinreichender. Gerechte La­
stenverteilung bedeutet noch nicht effiziente Förderung. An 
der Eile der Eff1z1enz müssen s1ch auch jene messen lassen, 
die sich mit unausgegorenen steuerpolitischen Notnägeln 
parteipolitisch in Szene setzen wollen. Bund und Länder 
werden diesen Komplex in den nächsten Monaten sehr sorg­
fältig, unvoreingenommen und mit dem festen Willen zu 
wirksamen Lösungen beraten mussen. 

7. Es ist notwendig, schon heute zu überprüfen, ob das Sy­
stem der Weiterbildung den Anforderungen der Zul<unft ge-
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nügt. Dem Staat stehen keinerlei Mittel zur Verfügung, um zu 
gewährleisten, daß d1e Struktur der in einer Periode vermit­
telten Qualifikationen dem Bedarf der darauffolgenden Peri­
ode entspricht. Dieser Satz gilt fur alle entwickelten lndu­
stnegesellschaften. 

Es hätte keinen Sinn, die Augen davor zu verschließen, daß 
mit den rapide ansteigenden Zahlen der jungen Menschen, 
die eine berufliche Qualifikation erhalten werden, auch die 
Zahl derer zunehmen wird, die das Falsche lernen. 

Rechtzeitig die Welchen dafur zu stellen, daß die zu erwar­
tenden, unvermeidlichen Fehler rasch und soz1al erträglich 
korrigiert werden können, das ist die Aufgabe, die sich uns 
stellt. 

8. Es ist notwendig, in der Diskussion über berufliche Bil­
dung wie über Bildungspolitik generell von überzogenem 
Fachjargon abzulassen. Die Sprache muß in diesem Bereich 
ihre Funktion als Mittel allgemeiner Verständigung zurückge­
winnen. Sie darf nicht lediglich dazu d1enen, daß sich Exper­
ten untereinander austauschen können. W1r brauchen in den 
vor uns liegenden Jahren mehr denn je Verbündete, um das 

Helmut Rohde 

Diese erste große Fachtagung des Bundesinstituts für Be­
rufsbildung will nicht nur Arbeitsergebnisse präsentieren und 
zur Diskussion stellen. Wenn ich die Vorbereitungen richtig 
einschätze, soll zugleich ein Beitrag zu den Perspektiven 
und zu der Rolle der Berufsbildung im Gesamtbildungssy­
stem und in der Gesellschaft geleistet werden. Dies ist si­
cherlich ein ehrgeiziges Programm. Damit werden Impulse 
für die Arbeit des Instituts, aber auch für die Berufsbildung 
im ganzen möglich. 

Nach meinen Erfahrungen 1n den Gesprächen m1t den an der 
Berufsbildung unmittelbar Beteiligten wird immer wieder die 
Frage nach dem Selbstverstandnis und der Rolle von Berufs­
bildung gestellt. Das 1st eine Frage zur Sache und zur Ziel­
richtung. Daß sie gestellt wird, hat handfeste Gründe. Es 
kann weder übersehen noch verschwiegen werden, daß über 
lange Zeit hinweg die Berufsbildung eher als Schwachpunkt 
denn als Schwerpunkt der Gesamtbildungspolitik erschien. 

Das zeigte sich in den Ausbauzahlen der Berufsschulen, im 
Lehrstellenangebot, in der inhaltlichen Entwicklung und auch 
der rechtlichen Fund1erung. B1s in die Ze1t der Weimarer 
Republik kann man zurückverfolgen, daß von den traditionel­
len Bildungspolitikern berufliche Bildung mehr als eine Art 
Sonderveranstaltung der Wirtschaft denn als Bestandteil und 
Verantwortungsbereich der Gesamtbildungspolitik angesehen 
wurde. Engagierte Ausnahmen bestätigen auch in diesem 
Felde d1e Regel. Der Königspfad über das Abitur wurde hö­
her bewertet als d1e Lehre im blauen Anzug oder weißen 
Kittel. Die Grundanforderung der Bildungspolitik, Durchläs­
sigkeit und Chancengleichheit statt Sackgasse, mußte für die 
berufliche Bildung noch sehr viel kritischer beurteilt werden 
als für andere Bildungsbereiche. 

in den vergangenen Jahren hat sich, so meine ich, ein be­
merkenswerter Wandel in der Einschätzung der Bedeutung 
der Berufsausbildung in der öffentlichen Diskussion vollzo­
gen. Dieser Wandel ist Chance und Herausforderung zugleich. 
Die Herausforderung liegt darin, diese sich abzeichnende 
Aufgeschlossenheit von Politik und Offentliehkeil in konkre­
tes Handeln umzusetzen. Das verlangtangesichtsdes Charak­
ters unseres beruflichen Bildungssystems, das sich sowohl 
auf Leistungen der Betriebe als auch der Schulen stützt, ein 
Zusammenwirken vieler Beteiligter. 

Dieses Bundesinstitut eröffnet einen Rahmen, 1n dem Bund 
und Länder, ausbildende Wirtschaft und Gewerkschaften zu 

durchsetzen zu können, was erforderlich ist. Deshalb müssen 
wir das Gesprach auf eine breite Grundlage stellen. Das wird 
nur gelmgen, wenn wir so weit wie mögl1ch sprachliche Hin­
dernisse abbauen und niemanden ohne Not von den Strän­
gen der Meinungsbildung abschneiden. Dazu sollten Sie in 
diesen Tagen Ihren Beitrag leisten. 

Meine Damen und Herren, diese Fachtagung des Bundesin­
stituts fur Berufsbildung ist eine Prem1ere, die sich dem brei­
ten Facher von Fragen widmet, d1e auf dem Gebiet der be­
ruflichen Bildung von Wissenschaft und Praxis gemeinsam 
zu beantworten sind. Ich wunsche mir, daß sie in Durchfüh­
rung und Ergebnis den Beifall aller M1lw1rkenden und Gäste 
finden wird. Ich hoffe auch, daß sie nur d1e erste in einer 
ganzen Reihe von Tagungen sein wird, in deren Rahmen 
kunftig die Arbeit des Instituts emer sachverständigen Öf­
fentlichkeit im kritischen Dialog dargeboten wird 

Der Senat von Berlm hat das Zustandekommen dieses Kon­
gresses nach Kräften gefördert. Ich lade S1e ein, in den näch­
sten Tagen die Trad1t1on e:ner engagierten Lobby fur die Aus­
b:ldungsinteressen der Jugend zu begründen. 

einer gemeinsamen Adresse, und d. h. zur Verantwortung für 
das Ganze, zusammengefuhrt werden. Dafür werden auch 
personelle und admmistrative Voraussetzungen geschaffen, 
d:e von manchen Ieichterhand als "Tendenz der Bürokrati­
sierung" abgetan werden. Wer die PersonalexpansiOn im Bil­
dungsbereich im letzten Jahrzehnt verfolgt und den Anteil 
der Berufsbildung daran untersucht, der wird feststellen, daß 
das Schaffen erster Aggregate für Berufsbildungsstatistik 
und andere Aufgaben n1cht bedeutet, den Weg der Bürokra­
t:sierung zu beschreiten, sondern einem Nachholbedarf ge­
recht zu werden. 

Es sind schwerw:egende Aufgaben, die uns durch konkrete 
Tageserfahrungen auf die Tagesordnung gesetzt werden. Er­
stens steht im Vordergrund die Sicherung des Ausbildungs­
plätzeangebotes. Meine Vorredner haben das mit Nachdruck 
unterstrichen. 

Niemand käme auf die Idee, die Bereitstellung von Bildungs­
angeboten in Gymnasien oder in Hochschulen vom jeweili­
gen Konjunkturverlauf oder von kurzfristigen Arbeltskrafte­
bedarfsrechnungen abhängig zu machen. Angesichts der Tat­
sache, daß der weitaus überwiegende Teil eines Altersjahr­
ganges se1nen Weg in die Arbeitswelt über die Berufsbil­
dung nimmt, sind Sicherheit und Stetigkeit auch im Angebot 
der Lehrstellen eme bildungspolitisch und sozial unverzicht­
bare Grundanforderung. 

Bei Amtsübernahme 1974 fand ich folgende Ausgangssitua­
t:on vor: D1e Zahl der Ausbildungsverträge stagnierte selbst 
in Ze1ten der Hochkonjunktur und war in manchen Bereichen 
rückläufig. Auf der anderen Seite mußte gleichzeitig in Rech­
nung gestellt werden. daß spätestens ab 1977 geburtenstarke 
Jahrgänge die allgemeinbildenden Schulen verlassen und 
nach ihrer Ausbildungschance fragen würden. Allein 1979 
werden es rund 80 000 Jugendliche mehr sein als 1973/74. 
Hunderttausende von Jugendlichen aus geburtenstarken 
Jahrgängen erwarten zusatzlieh in der Zeit von 1977 bis 1982/ 
83 e:ne Ausbildungsmöglichkeit 

Diese Schere in der Entwicklung von Angebot und Nachfrage 
mußte als schwerwiegendes Innenpolitisches Problem emp­
funden werden. Und wenn mancher gefragt hat, warum die 
Ausemandersetzung Liber Berufsbildungsreform und Ausbil­
dungsplatzesicherung oft m1t solcher Harte, ja Erbitterung 
geführt worden ist, dann denken Sie an diese Schere: Vor 
uns stand die Aufgabe, unter Bedingungen der Rezession 
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eine Veränderung im Angebot von Ausbildungsplätzen für 
geburtenstarke Jahrgänge zu erreichen. 

Wie ist die Lage? Zunächst haben wir festzustellen, daß der 
negative Trend gebrochen werden konnte. Im Jahre 1976 wur­
den 30 000 Ausbildungsverträge mehr als selbst 1n den 
Boomjahren 1971/72 abgeschlossen. ln der Rezession ist die 
Kurve des Ausbildungsplatzangebotes über das Niveau der 
Hochkonjunktur gest1egen. ln diesem Jahr ist nach den bis­
her vorliegenden Anzeichen mit einem weiteren Anstieg der 
Zahlen zu rechnen. Allerdings, und das muß hinzugefugt 
werden, wird auch die Zahl der ausbildungsplatzsuchenden 
Jugendlichen in diesem Jahr auf 550 000 - 557 000 ste1gen. 

Die Schlußbilanz des Ausbildungsjahres 1977 werden wir mit 
dem Bundesinstitut und seinem Hauptausschuß zum Ende 
dieses Jahres ziehen. Ich warne davor, jetzt bereits Spekula­
tionen anzustellen. Weder ist es möglich zu erklären, daß all 
die Anstrengungen der Wirtschaft, von Gewerkschaften und 
Betriebsräten, Unternehmen und Betrieben, Arbeitsämtern 
und Politikern, die in diesem Jahr zur Steigerung des Aus­
bildungsplätzeangebots erbracht worden sind, kein pos1t1ves 
Echo gehabt hatten; noch können wir sagen, daß alle Pro­
bleme für alle Jugendlichen in diesem Jahre bereits gelöst 
sind. 

Ehe spekuliert wird, sollte das Naheliegende geleistet wer­
den, und d. h., alle noch freien Ausbildungsplätze den Ar­
beitsamtern anzubieten, damit sie einmal fur die Jugendli­
chen überschaubar und greifbar werden und zum anderen 
auch eingehen können in d1e Schlußbilanz uber Angebot und 
Nachfrage fur das Jahr 1977. ln diese Schlußbilanz können 
nur Plätze aufgenommen werden, die den Arbeitsämtern be­
kannt sind. Ich weiß und sage dieses insbesondere im Hin­
blick auf die Mitglieder des Hauptausschusses dieses Insti­
tuts, welche Anstrengungen, auch welche Probleme für die 
Beteiligten die Vorausschau am Anfang des jeweiligen Aus­
bildungsjahres beinhaltet. Aber es ist für die jungen Men­
schen ein ganz wichtiger Sachverhalt, zu erfahren, daß ihr 
Ausbildungsplätzeangebot nicht nur eine Marktfrage ist, son­
dern Inhalt vorsorglichen Handeins aller Beteiligten 

Orientierung an der Nachfrage, an dem konkreten Ausbil­
dungsbedarf der Jugendlichen sowie Vorausschau und Pla­
nung des Ausbildungsplätzeangebots sind zwei Eckpfeiler 
des neuen Ausbildungsplatzförderungsgesetzes. Sie haben 
den Charakter von Weichenstellungen und werden fur die Ar­
beit dieses Instituts zunehmend Bedeutung erhalten. Das gilt 
nicht nur im Hinblick auf die Feststellung des Ausbildungs­
platzangebots für das jeweilige Jahr, sondern auch für d1e 
Forschung 1m Sinne längerfristig angelegter Arbeit. Das be­
deutet konkret: Untersuchungen über Entwicklungen und 
mögliche Veränderungen im Ausbildungsplatzangebot anzu­
stellen, demografische Entwicklungen und ihre Auswirkungen 
einzubeziehen, Tendenzen des Schülerverhaltens, Verande­
rungen in der Wirtschaft und auch Veränderungen im schu­
lischen Berufsbildungsangebot zu untersuchen. Alle Beteilig­
ten, die Politiker eingeschlossen, brauchen diese längerfristig 
angelegten Aussagen. 

Die Schlußbilanz vom Jahre 1977 und d1e Vorausschau auf 
das Jahr 1978 werden Inhalt des nächsten Berufsbildungsbe­
richtes sein, an dem das Bundesinstitut bereits jetzt unmittel­
bar gestaltend mitarbeitet. Dieser Berufsbildungsbericht, 
durch Gesetz begründet und Jahr für Jahr vorzulegen, soll 
in unseren Augen zu einem Hauptbuch der beruflichen Bil­
dung werden. Darauf sind die Arbeiten ausgerichtet. Es soll 
nicht allein fachliche Orientierung für die unmittelbar Betei­
ligten enthalten, sondern darüber hinaus das Interesse und 
die Anteilnahme der Öffentlichkeit an dem Bildungsweg für 
1,5 Millionen junger Menschen wachhalten. 

Meine Bitte ist, 1n d1ese Berichterstattung besonders jene 
Ungleichgewichte aufzunehmen und darauf die Aufmerksam­
keit zu lenken, die wir heute schon im Lehrstellenangebot 
erkennen. Das sind einmal die Unterschiede im regionalen 

Angebot von Ausbildungsplätzen. Der Berufsbildungsbericht 
77 wies bereits aus, daß in den Arbeitsamtsbezirken der 
Bundesrepublik das Ausbildungsplatzangebot in Relation zu 
den Schulabgängern ungleich verteilt ist, zum Teil außeror­
dentlich stark differiert. 

Zum anderen müssen die Benachteiligungen in der Ausbil­
dung fur Mädchen aufgegriffen werden. Die betriebliche Be­
rufsausbildung fur Mädchen bietet heute im Bereiche der 
technischen Berufe kaum Alternativen an. Unter den zwanzig 
von den Mädchen am stärksten besetzten Ausbildungsberufen 
gehören nur zwei 1n d1esen Bereich - nämlich technische 
Zeichner und Bauzeichner. 

N1cht zuletzt werden das Institut die Probleme lernschwäche­
rer und auch behinderter Jugendlicher beschäftigen müssen. 
Das Gesetz verpflichtet das Bundesinstitut, darauf hinzuwir­
ken, daß die Belange der Behinderten in der beruflichen Bil­
dung besser berucksichtigt werden, und daß die berufliche 
Bildung Behinderter mit den übrigen Maßnahmen der beruf­
lichen Rehabilitation koordiniert wird. Dafür ist im Bundesin­
stitut ein besonderer Ausschuß geschaffen worden. Er findet 
heute eine Reihe von Anstrengungen vor, Sonderlehrgänge 
und -hilfen nach dem Arbeitsförderungsgesetz, Ausbau von 
Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation und auch ver­
dienstvolle Forschungen dieses Instituts. 

Ich will hier meine Meinung zu der Tendenz künftiger Ar­
beiten sagen. Wir mussen darauf achten - und hier teile ich 
die Auffassung meines Kollegen Sund -, auch die Behinder­
ten und Lernschwacheren, unter Berücksichtigung ihrer be­
sonderen Probleme, in die Berufsausbildung im ganzen ein­
zugliedern und sie nicht in Randzonen und auf Sonderwege 
abzudrängen. Um es deutlich zu sagen: Es geht nicht dar­
um, Qualifikationen abzubauen, sondern die richtigen Wege 
herauszufinden, d1e auch diesen Jugendlichen berufsqualifi­
zierende Abschlüsse ermöglichen. Das heißt, um es zuge­
spitzt zu sagen: Es darf auch nicht im übertragenen Sinne 
eine Rückkehr zu jener "Besenbinder- und Bürstenmacher­
philosophie" geben, die über viele lange Jahre hinaus das 
Berufs- und Arbeitsschicksal dieser Menschen gekennzeich­
net hat. 

Indem nunmehr im Bundesinstitut Praxis, Forschung und Poli­
tik vereinigt sind, bieten sich bessere Voraussetzungen fur 
konkrete Fortschritte. Nach meiner Meinung muß es gerade 
von der Berufsbildungsforschung als Gewinn betrachtet wer­
den, dadurch näher, als es bisher möglich war, mit den prak­
tischen Anwendungsbereichen und der politischen Umset­
zung verbunden zu sein. 

Bei unserer Arbe1t werden wir uns übrigens in Zukunft auf­
grund neuer gesetzlicher Regelungen auf bessere statistische 
Hilfsmittel stützen können. Die Kundigen wissen, daß dies 
keine Nebensache ist. Allzuoft hat rechtzeitige Vorausschau 
bisher darunter gelitten, daß uns das notwendige Datenge­
rüst nicht zur Verfügung stand. 

ln der Berufsbildung haben wir, wie Sie wissen, nicht allein 
mit globalen Rechnungen über Angebot und Nachfrage zu 
tun. Mit gleichem Ernst muß die Frage nach ihrer Qualität 
beantwortet werden. Dahinter stehen Wirkungen, die einmal 
in den Bildungsbereich unter dem Gesichtspunkt der Gleich­
wertigkeit berufsbezogener Bildungswege hineinreichen, aber 
auch Auswirkungen auf Arbeitsorganisation und Arbeitsbe­
dingungen. Wer der Meinung ist - um einen Grundzug der 
öffentlichen Diskussion aufzugreifen, der Sie sicherlich hier 
beschaftigen wird, und wie ich vermute, kontrovers -- wer 
der Meinung ist, daß wir weniger Ausgebildete brauchen und 
daß durch Anlernverhältnisse eine zeitlich und inhaltlich ge­
gliederte Berufsausbildung ersetzt werden kann, der muß 
sich nach den Konsequenzen fragen lassen. 

ln d1eser Beziehung gibt es internationale Erfahrungen. Wo 
mehr Jobtraining oder kurzfristige Anlernverhältnisse die 
Szene beherrschen, hat das konkrete Auswirkungen: auf die 
Betriebs- und Arbeitsstrukturen, auf den Grad der Bürokrati-



6 H. Rohde; Ansprache der Eröffnungsveranstaltung BWP 6/77 

sierung, auf die hierarchischen Ordnungen im Betriebsablauf, 
auf Substanzverluste bei Arbeitsplätzen und Arbeitsabläufen 
und Auswirkungen auf die Einkommensstrukturen. Auch die 
von der Arbeitsmarktpolitik genannten und an uns in der Bil­
dungspolitik gerichteten Anforderungen der Flexibilität und 
der Mobilität wurden dabei in Mitleidenschaft gezogen. 

Ein Prozeß der Auflösung von Berufsbildungsstrukturen, der 
Verzicht auf die Sozialisationsprozesse beruflicher Bildung, 
würde zu Polarisierungen nicht nur im Bildungswesen, son­
dern auch in der Arbe;tswelt führen, die sowohl d1e Position 
der Arbeitnehmer als auch all das berühren, was unscharf 
das "soziale Klima" genannt wird, das aber zu den Grund­
bedingungen unserer Gesellschaft unmittelbaren Bezug hat. 

Soweit es den Stellenwert der Berufsbildung im Bildungssy­
stem angeht, entscheidet ihre Qualität letztlich über den rea­
len Gehalt des großen Wortes Gleichwertigkeit. Wer fur 
Gleichwertigkeit eintritt, der muß wissen, daß er jungen Men­
schen in der Berufsbildung ein Versprechen macht. Und der 
muß sich den Konsequenzen eines solchen Versprechens 
stellen. Hier liegt nach meiner Auffassung ein Schwerpunkt 
der Arbeiten des Instituts. Ein Hinweis auf seine Beitrage zu 
den Ausbildungsordnungen macht dies deutlich. Wenn bis 
heute mehr als hundert Ausbildungsberufe für mehr als 
600 000 Jugendliche neugeordnet werden konnten, dann hat 
daran auch das Institut einen sichtbaren Anteil. 

Meine Erwartung ist, daß, gestützt auf ein noch auszuhan­
delndes Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern, 
in der nächsten Phase vor allem eine bessere Synchronisie­
rung der Ausbildungsmhalte von Betrieb und Schule erreich­
bar sein wird. Darum hat die Bundesregierung auch großen 
Wert darauf gelegt, d1e Länder im Hauptausschuß dieses 
Bundesinstituts mit gleichem Stimmrecht zu beteiligen. Das 
Bundesinstitut stellt somit ein Angebot an die Länder dar, 
nicht nur an den Aufgaben auf Bundesebene mitzuarbeiten, 
sondern gleichzeitig auch Erkenntnisse, Arbeitsergebnisse 
sowie Kapazitäten des Instituts für die Erfüllung der Aufga­
ben im eigenen Verantwortungsbereich der Länder zu nut­
zen. Von dieser Zusammenarbeit können beide profitieren; 
auf der einen Seite die Länder, auf der anderen Seite auch 
das Institut, das die Erfahrungen und Leistungen der berufli­
chen Schule, wie ich für die Zukunft hoffe, stärker noch be­
rücksichtigen kann. 

Für die Aussagekraft der Forschungsergebnisse wird es för­
derliCh sein, wenn 1n Zukunft starker noch als bisher auf das 
Mittel der Erprobung in Modellversuchen zurückgegriffen 
würde: Bei der Entwicklung von Ausbildungsinhalten und 
-angeboten, bei der Schaffung besserer Chancen für lern­
schwächere und behinderte Jugendliche, bei der Erweiterung 
der Bildungsangebote für Mildehen jenseits traditioneller 
Frauenberufe, und bei der angesichts tiefgreifenden Struktur­
wandels in Wirtschaft und Verwaltung unabdingbaren Eröff­
nung neuer Ausbildungswege. 

ln diesem Zusammenhang möchte ich die besondere Bedeu­
tung unterstreichen, die ich der Mitwirkung von Praktikern 
aus Betrieb und Schule bei der inhaltlichen Weiterentwick­
lung der beruflichen Bildung zumesse. Dies gilt uber den 
Hauptausschuß und seine Unterausschüsse hmaus beson­
ders für die Fachausschüsse des Instituts, die bei den Ent­
wicklungsarbeiten die Prax1s zur Geltung zu bringen haben 
und somit unmittelbar an inhaltlichen Ausformungen beteiligt 
sind. 

Mein Eindruck ist, daß die Frage nach der Qualitat und 
Gleichwertigkeit der beruflichen Bildung in dieser Tagung 
besondere Beachtung finden wird. Die damit verbundenen 
Anforderungen will und kann ich an dieser Stelle nicht alle 
ausloten. Nur ein Punkt sei gleichsam exemplarisch heraus­
gegriffen: Soll es wirklich dabei bleiben, daß die Abschlüsse 
beruflicher Bildung und Weiterbildung für alle Zukunft mit 
einem Zweite-Klasse-Etikett versehen bleiben? Es ist nicht 
einzusehen, warum z. B. eine qualifizierte Ausbildung als 
Bankkaufmann, Laborant oder Werkzeugmacher geringer ein-

geschätzt w1rd als vergleichbare Abschlüsse in der Oberstu­
fe des Bildungswesens, und daß diese Emschätzung sich 
dann noch zusätzlich in unterschiedlich wirkenden Berechti­
gungen im Bildungssystem manifestiert. 

Ich weiß, wie kompliziert dieser Sachverhalt ist. Es kann 
auch nicht ausgeschlossen werden, daß hierbei divergierende 
Interessen und Vorurteile eine Rolle spielen. Die Zeit ist 
aber reif dafür, auf diesem Felde Kurskorrekturen vorzuneh­
men und zu gerechteren Bewertungen zu kommen, sowohl 
1m Hinblick auf die Ausbildungsleistungen der Jugendlichen 
als auch der Ausbilder und der Berufsschulen. Da hinsicht­
lich von Abschlüssen und Bewertungen ein Zusammenwirken 
von Bund, Ländern und anderen Beteiligten erforderlich ist, 
verspreche ich mir gerade von den Arbeiten des Instituts auf 
d'esem Felde konkretere Fortschritte als sie bisher, wie ich 
zugeben muß, nur durch allgememe Appelle zu erreichen 
waren. 

Wer über Qualität und Gleichwertigkeit spricht, muß aber 
auch gle:chzeitig nach der Position der Ausbilder und der 
Lehrkratte der beruflichen Bildung fragen. ln der Diskussion 
uber d:e Ausbildereignungsverordnung, die umstritten war 
und sicherlich auch praktische Schwierigkeiten beinhaltete, 
gab es Töne, die kritisch bewertet werden mussen; etwa, ob 
derartige Anspruche an zusätzliche Qualifizierung überhaupt 
notwendig seien. Wenn ich diese Tone mit den Anforderun­
gen und der Selbstverständlichkeit von Fortbildungsmaßnah­
men für andere Gruppen von Lehrenden vergleiche, dann 
werden auch hier Ungleichgewichte deutlich. Ich halte es für 
keine geringe Aufgabe des Bundesinstituts, nicht zuletzt sei­
nes Forschungsbereiches, h;er praktische Hilfen und konkre­
te Angebote mitzuentwickeln. Wenn seine Arbeitsergebnisse 
und Publikationen in Zukunft den Ausbildern im Hinblick auf 
praktische Anwendbarkeit noch mehr helfen würden, wäre 
d1es ein wichtiger praxisbezogener Beitrag der Forschung 
zum Berufsbildungsalltag. 

Ich habe d:e Qualifikationsfragen in den Vordergrund ge­
stellt, weil heute unter dem Stichwort Bildungs- und Beschäf­
tigungssystem vor sogenannter Überqualifikation gewarnt 
wird. ln der pauschalen Diskussion über die beiden Begriffe 
droht Gefahr, daß konkrete Erfahrungen verloren gehen. 
Wenn w1r d1e Jugendarbeitslosigkeit untersuchen, dann stel­
len wir zunächst fest, daß rund 70% der jugendlichen Ar­
beitslosen keine abgeschlossene Berufsausbildung haben. 
Das signalisiert uns, daß Unterqualifikation das eigentliche 
Risiko darstellt: Während ein Drittel aller Erwerbsleiligen 
ohne Berufsausbildung sind, beträgt ihr Anteil unter den Ar­
beitslosen über 50%. 

Im internationalen Vergleich wird zudem deutlich, daß die Ge­
fahren der Jugendarbe;tslosigke;t steigen, wenn den jungen 
Menschen nach Abschluß der allgemeinbildenden Schulen 
kein Angebot geordneter Berufsausbildung gemacht wird. 
Wenn sie als An- oder Ungelernte schon mit 15 oder 16 Jah­
ren m1t Erwachsenen um einen Arbeitsplatz konkurrieren 
müssen, dann geht d;ese Konkurrenz, wie wir aus den inter­
nationalen Untersuchungen sehen, in vielen Fällen zu Lasten 
der Jugendlichen. Ein Bericht der EG weist übrigens aus, 
- und das halte ich fur besonders bedenklich -, daß nicht 
nur die Zahl solcher Erststellensuchenden zunimmt, sondern 
auch die Dauer ihrer Arbeitslosigkeit. 

Mit einem berufsqualifizierenden Abschluß fur alle Jugend­
lichen, der ein wesentliches Z1el der Bildungspolitik ist, kön­
nen wir s1cher nicht allein alle Arbeitsmarktprobleme lösen. 
Bildungspolitik kann nicht beschäftigungsorientierte Wirt­
schafts- und Finanzpolitik ersetzen; aber berufliche Qualifika­
tion ist der wesentliche Beitrag, den sie leisten kann und 
auch leisten muß. Die Einschränkung geordneter beruflicher 
Bildung würde unter den heutigen Bedingungen mindestens 
zwei Auswirkungen haben: Die Zahl jugendlicher Arbeitssu­
chender würde wachsen und damit die globale Arbeitsplatz­
nachfrage erhbht - das in einer Periode, die sowohl aus 
konjunkturellen wie aus demografischen Gründen als kritisch 
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zu beurteilen 1st; und zum anderen würde die Qualifikations­
breite abnehmen, was gerade von der Berufsforschung als 
außerordentlich schwerwiegend beurteilt wurde. Dies würde 
für den Arbeitsmarkt über das heutige Maß hinaus Integra­
tionsprobleme aufwerfen, die immer schwieriger lösbar wer­
den. Es bliebe aber auch nicht ohne Auswirkungen auf unse­
re wirtschaftliche Zukunft. Denn wir dürfen bei allen Zu­
kunftsplanungen n1cht außer acht lassen, daß die geburten­
starken Jahrgänge bis in die Mitte der achtziger Jahre rei­
chen Der Höhepunkt in der Berufsbildung liegt am Anfang 
der achtziger Jahre. Dann verlassen fur unabsehbar lange 
Zeit geburtenschwache Jahrgänge das Bildungswesen. 

Was wir heute in die Ausbildung der großen Jahrgänge in­
vestieren, ist unverzichtbare Zukunftsinvestition flir eine Ge­
neration, die am Ende dieses und am Anfang des nächsten 
Jahrhunderts unsere wirtschaftliche und auch unsere soziale 
Leistungskraft b1s hm zu den Beitragszahlungen für d1e Ren­
tenversicherung repräsentiert. Daß sich die Gesellschaft dar­
auf einrichten muß, in Zukunft Arbeitsplatzvorsorge für mehr 
ausgebildete Jugendliche zu betreiben, kann nicht, wie das 
von mancher Seite in der öffentlichen Diskussion geschieht, 
zu einem Vorwurf gegenuber der Bildungspolitik umgekehrt 
werden. Die Frage ist, ob aus den starken Jahrgängen ein 
wachsender Teil Ungelernter mit wachsenden Integrations­
problemen für die Arbeitsmarktpolitik hervorgeht, oder ob es 
uns gelmgt, alle Ausbildungskapazitäten und -reserven, von 
der Hochschule bis hin zur Berufsausbildung, für diese jun­
gen Menschen zu mobil1s1eren. 

Ich würde mir wünschen, daß vom Bundesinstitut für Berufs­
bildung angesichts der Beziehungen zwischen Bildungs- und 
Beschaftigungssystem die Zusammenarbeit m1t anderen For­
schungsbereichen, wie der Arbeitsmarkt- und Berufsfor­
schung sowie auch der Wirtschaftswissenschaft, intensiviert 
werden könnten. Meinem Verständnis von der Rolle des In­
stituts entspricht es, daß hier nicht ein abgeschotteter Son­
derbereich entsteht. Das Institut muß offen sein für Erfahrun­
gen und Forschungsergebnisse anderer, und es muß gleich­
zeitig die aus der Bildungsentwicklung erwachsenden Aufga­
ben und Probleme in die Forschungsarbeiten anderer ein­
bringen. Dazu gehört es im Sinne arbeitsmarktpolitischer 
Vorsorge, Flexibilitätsanforderungen an das Beschäftigungs­
system zu formulieren, d1e vom öffentlichen Dienst bis zur 
gewerblichen Wirtschaft reichen, und die auch die Frage von 
Einkommensstrukturen und Arbeitsplatzinhalten nicht aus­
nehmen können. 

Ich halte konjunkturpolitische Interventionen und Stimulan­
tien für notwendig. Aber meine feste Überzeugung ist, daß 
die Probleme der Zukunft nicht allein dadurch gelöst werden, 
daß ab und zu das Konjunkturrad mit einem neuen Dreh ver­
sehen wird. Wir müssen uns den Strukturproblemen zuwen­
den, die aus der demografischen Entwicklung, den Entwick­
lungstendenzen der Wirtschaft und anderen gesellschaftli­
chen Prozessen erwachsen. 

Wenn Wirtschaftswissenschaft, Arbeitsmarkt- und Berufsfor­
schung sowie Bildungsforschung ihre Z1ele jeweils nur von 
ihrem eigenen Selbstverständnis und Aufgabenbereich her 
definieren, wenn sie sich n1cht der gesamtgesellschaftlichen 
Zusammenhänge bewußt sind, dann werden sie schwerlich 
dem nachkommen können, was Politik heute an Forschungs­
voraussetzungen fur konkrete Entscheidungen braucht. Dann 
darf man sich n1cht wundern, daß sich unter der Überschrift 
"Bildungs- und Beschäftigungssystem" die Diskussion zu­
nehmend simplifiziert. Die Zusammenarbeit zwischen den 
Forschungszweigen muß im Hinblick auf konkrete Bedürfnis­
se angelegt sein. H1er wäre etwa der Informations- und Bera­
tungsbedarf von Jugendlichen zu nennen. Gerade in jungster 
Zeit hat diese Seite der Sache besondere Beachtung in der 
öffentlichen Diskussion gefunden. Die Verengung von Berufs­
wünschen auf bestimmte Bereiche spielt im Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage eine nicht unwichtige Rolle. Bessere 
Information kann zu rationaleren Entscheidungen führen. 

Wenn Ausbildungsberule, ihre Inhalte und Entwicklungsmög­
lichkeiten, einschließlich der s eh anschließenden Beschäfti­
gungschancen transparenter werden, dann dient das allen, 
die an der beruflichen Bildung beteiligt sind. 

Es ware allerdings eine Überforderung und eine liberzogene 
Einschätzung, d:e Lösung aller Probleme von der Forschung 
erwarten zu wollen. Sie kann Probleme aufarbeiten und Lö­
sungsvorschläge unterbreiten; aber sie kann weder das ver­
antwortliche Handeln, wie w:r wissen, noch die Entschei­
dungsfreudigkeit in Staat und Wirtschaft ersetzen. Es ist des­
halb redlich, wenn ich an d1eser Stelle auch die Leistungen 
des Staates für berufliche Bildung nenne ln der Bund-Län­
der-Kommission flir Bildungsplanung und Forschungsförde­
rung sind in den Finanz- und Stufenplänen konkrete Ausbau­
ziele genannt. Ausbau des Berulsgrundbildungsjahres und 
Abstimmung mit der darauf aufbauenden betrieblichen Praxis 
- ein Thema, das uns mit Vorrang in den nächsten Wochen 
im Verhältnis von Bund und Landern und ausbildender Wirt­
schaft beschäftigen muß -, Erweiterung des Berufsschulun­
terrichts, Zuwachs bei beruflichen Vollzeitschulen, Förderung 
überbetrieblicher Ausbildungsstätten, verbunden mit den per­
sonellen Konsequenzen solcher Planungen. 

Erfreulich ist, daß wir uns dabei auf ein erheblich verbesser­
tes finanzielles Fundament stützen konnen, als wir es in frü­
heren Jahren zur Verfügung hatten. So stellt der Bund inner­
halb eines geschlossenen Programms fast eme Mrd. DM für 
den Bau uberbetrieblicher Ausbildungsstatten bis zum Ende 
dieses Jahrzehnts zur Verfügung. Diese Statten ergänzen die 
betriebliche Ausbildung. Sie erleichtern es vor allem den 
Klem- und Mittelbetrieben, Qualitätsstandards zu erfüllen, 
und tragen dazu bei, das Plätzeangebot vor allem in wirt­
schaftlich schwächeren Regionen zu stabilisieren. 

Hinzu kommt, daß Bund und Lander 1n einer gemeinsamen 
Anstrengung 1,3 Mrd. DM zusatzlieh für den Bau beruflicher 
Schulen mobil1s1eren werden. 

Beide Programme setzen uns in die Lage, Ungleichgewichte 
sowohl in qualitativer als auch in regionaler Hms1cht abzu­
bauen. Weitere 300 Mio DM des Bundes werden zur Förde­
rung von Modellversuchen und der Entwicklung von Ausbil­
dungsinhalten in den nächsten Jahren auf den Weg ge­
bracht. Insgesamt 1st das eine zusatzliehe Anstrengung, d1e 
rd. 2,5 Mrd. DM umfaßt. Wir kommen wenigstens in den 
Größenordnungen jenen Zahlen nahe - wir haben sie noch 
längst nicht erreicht -, die am Ende der sechziger und am 
Anfang der siebziger Jahre für das allgemeinbildende Schul­
wesen und die Hochschulen eingesetzt worden sind. Ich nen­
ne an dieser Stelle diese Zahlen, um Ihnen deutlich zu sa­
gen, daß wir nicht nur mit mehr Problemen und Aufgaben, 
sondern doch auch mit besseren Handlungsvoraussetzungen 
rechnen können. 

Neben verstärkten Mitteln für berufliche Bildung müssen 
gleichzeitig verstärkte Anstrengungen der öffentlichen Hand 
treten, ihr eigenes Angebot von Ausbildungsplätzen zu erhö­
hen. Es gibt viele Beispiele dafür, daß in diesem Jahr ein 
solcher Appell nicht wirkungslos geblieben 1st. ln den Län­
dern, bei vielen Gemeinden, auch bei Bundesbahn und Bun­
despost wurden erhebliche Anstrengungen unternommen. 
Dennoch mussen wir sagen, daß die Ausbildungskapazität 
der öffentlichen Hand noch nicht ausgeschöpft ist. 

Verbesserung des Angebots von Lehrstellen und Ausbau be­
ruflicher Bildungseinrichtungen sind nicht nur konkrete Hilfe 
für d1e geburtenstarken Jahrgänge. Gleichzeitig verbessern 
sie auch insgesamt in der beruflichen Bildung d1e Infrastruk­
tur auf längere Sicht. 

in diesem Zusammenhang will ich hinzufugen, daß die Be­
rufsbildungsforschung ihren Blick rechtzeitig über die Zeit der 
geburtenstarken Jahrgänge hmaus nchten muß. Wir haben 
in der Bundesrepublik mit außerordentlich starken demogra­
fischen Schwankungen zu rechnen, die 1n unserem Lande 
ausgeprägter sind als in anderen Industriestaaten. Das ver-
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langt auch im Bildungsbereich ein hohes Maß an Flexibilität. 
Für d1e Bildungsforschung he1ßt das, zu fragen, vor welche 
Aufgaben die Bildungspolitik nach den großen Jahrgängen 
gestellt ist. Welche Probleme, aber auch welche Chancen und 
Möglichkeiten inhaltlicher Entw:cklung aufgrund verbesserter 
Infrastruktur sich dann eröffnen. Gerade d1e doppelte Anfor­
derung an die Berufsbildungsforschung, emmal Hilfen und 
Lösungen für drängende Aufgaben der Berufsbildungspra­
xis bereitzustellen, und zum anderen langerfristige Entwick­
lungen zu erforschen, eroffnet dem Bundesinstitut in beson­
derer Weise ein Beziehungsfeld zwischen Grundlagenfor­
schung und angewandter Forschung. 

Das Bundesinstitut hat es nicht leicht gehabt, in den letzten 
Jahren gle1chsam auf der "grunen Wiese" ernchtet, dieses 
Beziehungsfeld, diese doppelte Anforderung zu bewältigen. 
Das brauchte Kraft und Zeit. Heute können w1r sagen, daß 
dem Bundesmstitut, w1e es sich nach dem neuen Gesetz dar­
stellt, aus der Vorarbeit der vergangenen Jahre gute Start­
chancen zugewachsen sind. 

Flexibilitat heißt auch Einbeziehung der Weiterbildungsange­
bote. Mein Kollege Sund hat das deutlich gemacht. Dies ist 
ein Feld, das nach übereinstimmender Auffassung von Bund 
und Landern zu einem Hauptbereich des Bildungswesens 
ausgebaut und entwickelt werden soll. Dies sagen, heißt die 
Frage stellen, auf welche Weise das zu geschehen hat. Die 
Notwendigkeit ergibt sich sowohl aus den Anpassungspro­
zessen, die sich aus wirtschaftlichen Veranderungen ergeben 
und b1s in d1e Berufe und Arbeitsplätze durchschlagen, aber 
auch im Hinblick darauf, daß, will man Chancengleichheit ver­
tiefen, zunehmend konkrete Angebote für Erwachsene erbff­
net werden müssen: Angebote, die durch eine Zusammenfas­
sung von Erstausbildung und darauf aufbauenden Weiterbil­
dungsmöglichkelten tatsächlich vergleichbare Chancen für Be­
rufstätige gegenüber den herkömmlichen Bildungswegen er­
öffnen. Dazu muß ein Strukturkonzept erarbeitet und ent­
wickelt werden. Dabei will niemand d:e berufliche Weiterbil-

Wilhelm Hahn 

I. 

Die Sicherung der Ausbildungs- und Berufschancen der jun­
gen Generation gehört neben der Überwindung der Arbeits­
losigkeit mit zu den schwerwiegendsten gesellschaftspoliti­
schen Problemen der nachsten Zukunft. Diese Erkenntnis 
setzt sich bei aller D1vergenz uber die vermuteten Ursachen 
oder die empfohlenen Lösungsansätze 1mmer mehr durch. 
Angesichts des vor uns stehenden Berges an Absolventen 
auf allen Schulstufen, angesichts der Abiturientenwelle und 
des bereits programmierten Ansturmes aus den Hochschulen 
auf einen Arbeitsmarkt, der unter dem Zwang technologi­
scher Entwicklungen steht, wird ein Dreifaches deutlich: 

1. Hier drohen, wenn die statistischen Prognosen und bishe­
rigen Regeln gelten, nicht nur zeitliche Überlastungen des 
Bildungssystems, nicht nur punktuelle Engpässe auf dem 
Arbeitsmarkt, sondern hier droht die Gefahr e nes Generatio­
nengefälles in den Aufstiegs- und Einkommenschancen. Da­
mit zeichnet sich ein gefährliches Potential enttäuschter Hoff­
nungen und Erwartungen ab, das zu emer Belastungsprobe 
der sozialen und freiheitlichen Ordnung werden kann. 

2. Die politische Steuerung kann in dieser Situation nicht 
mit den isolierten Instrumentarien einzelner Ressorts oder 
einzelner Gruppen erfolgen, sondern verlangt eine übergrei­
fende, aufeinander abgestimmte Gesamtkonzeption, in der 
bildungspolitische, Wirtschafts- und sozialpolitische Hilfen 
sich gegenseitig unterstützen und verstarken. Und das alles 
nicht starr und ideologisch verfestigt, sondern mit jener Dif­
ferenzierung und Flexibilität, die für unsere Berufs- und Ar-

dung mit engen staatlichen Reglementierungen überziehen. 
Es gehört zu ihren Strukturelementen, daß sie als offenes 
System Pluralität des Angebots und Flexibilität der Inhalte 
braucht. Ein Mmdestmaß an inhaltlicher Ordnung, eine aus­
reichende Grundlage an finanzieller Absicherung und eine 
Klärung ihrer Strukturen werden jedoch immer dringlicher, 
wenn die Weiterbildung ihre Rolle im Bildungssystem erfül­
len soll. Durch eme Zusammenarbeit von Institut und Politik 
erhoffe ich mir eine Versachlichung der Diskussion. Die Pio­
nierarbeiten, die vom Bundesinstitut auf dem Gebiete des 
Fernunterrichts geleistet worden sind, sollten von ihm als Er­
munterung auch für die Arbe1ten im gesamten Weiterbil­
dungsbereich empfunden werden. 

Das internationale Interesse, das d1ese Tagung findet und 
das in dem Besuch vieler auslandischer Gäste und Freunde 
zum Ausdruck kommt, möchte ich zum Anlaß einer abschlie­
ßenden Bitte nehmen. Ich wünsche mir, daß Berufsbildungs­
forschung, aber auch Berufsbildungspraxis in Zukunft in ei­
nem höheren Maße als bisher zur Zusammenarbeit über die 
Grenzen hinwegkommen. Es gehört seit vielen Jahren zur 
Selbstverständlichkeit, daß im Bereich der Wissenschaft, der 
Hochschulen und in anderen Bereichen des Bildungssystems 
internationale Kooperation stattfindet. Für die Berufsbildung 
k:innen wir das nicht im gleichen Umfange und gleicher Wei­
se sagen. H1er gibt es Nachholbedarf. Die Bundesregierung 
ist gewillt, sowohl 1m Bereich der Forschung, als auch in der 
Begegnung der Berufspraktiker d1e internationalen Beziehun­
gen zu vertiefen 

W1r brauchen Ihren Rat, Ihre Erkenntnisse, Ihre Erfahrungen, 
Ihre kritischen Hinwe1se. Ihre Themen auf dieser Tagung 
sind fachlich formuliert; aber dahinter steht eine ebenso 
menschlich wie gesellschaftlich bewegende Aufgabe: jungen 
Menschen Voraussetzungen zur persönlichen und sozialen 
Selbstbehauptung zu schaffen. Dies ist Ihre ebenso wie un­
sere Aufgabe. Ich wunsche Ihrer Tagung aufrichtig Erfolg. 

beilsweit kennzeichnend sind. ln dieser Situation kann eine 
Politik der Abkoppelung des Bildungswesens von den Ent­
wicklungen der Arbeitswelt nicht weiterführen, genausowenig 
freilich w1e eine kurzatmige und starre Bedarfslenkung mög­
lich wäre. 

3. Wir werden diesen neuen Ansatz nur schaffen, wenn es 
gelingt, d:e Partnerschaft von Staat und Wirtschaft, von 
Schule und Betrieb, von Arbeitgeber und Arbeitnehmer neu 
zu festigen. Ohne diesen gemeinsamen Einsatz, der, davon 
bin ich fest überzeugt, ein hohes Opfer verlangen w1rd, wer­
den wir der Generation von morgen den Weg zu gerechten 
Ausbildungs- und Berufschancen nicht öffnen können. 

Es kann heute nicht mehr um kleinliches Gerangel gehen, 
nicht darum, einander Mängel und Versäumnisse vorzuwer­
fen. Dafür hat niemand, am wenigsten die betroffenen Ju­
gendlichen und ihre Ellern ein Verständnis. Die junge Gene­
ration verlangt vielmehr den Beweis, daß die Wohlstandsge­
sellschaft zu Solidarität auch dann fähig ist, wenn Gruppen­
interessen zuruckstehen müssen. 

II. 

Vor d1esem Hintergrund erhalt auch die "Fachtagung 77" des 
Bundesinstituts fur Berufsbildung ihr besonderes Gewicht. 
Sie soll ein Stuck praktizierter Partnerschaft sein, bei der vor 
allem die Lander, der Bund und die gesellschaftlichen Grup-



BWP 6/77 W. Hahn; Ansprache der Eröffnungsveranstaltung 9 

pen je mit eigenem Verantwortungsbereich und besonderer 
Erfahrung zusammenwirken. 

Es gibt immer wieder Stimmen, die meinen, angesichts der 
Zukunftsaufgaben solle d1e föderative Struktur in der Bun­
desrepublik, deren Kern die Kulturhoheit der Länder ist, zu­
rückgedrängt werden. Ein Mehr an Zentralismus bringe ein 
Mehr an Chancen. Nur wenn die Entsche:dungskompetenz 
stärker monopoliert sei, könnten Reibungsverluste vermie­
den werden. 

Eme solche Argumentation verkennt nicht nur d1e verfas­
sungsmeißige Grundstruktur. Sie unterschlägt nicht nur die 
Bewahrungsprobe, welche die Kulturhoheit der Länder inner­
halb der letzten drei Jahrzehnte bestanden hat. Schließlich 
ist es m dieser Zeit gelungen, die Vielfalt der landsmann­
schaftlichen, geschichtlichen und sozialen Verhältnisse als 
vorwartsdrängende und belebende Kraft emzusetzen. Die oft 
vorschnellen Kntiker an der gegenwartigen Aufgabenvertei­
lung 1m Bildungswesen übersehen vo·r allem, daß die Ideen­
vielfalt, die sich prax1s- und bürgernah umsetzt in politisches 
Handeln, heute mehr denn je nötig 1st. Dam1t rede ich nicht 
einem ausbildungspolitischen Provinzialismus das Wort. Ge­
rade im Bereich der beruflichen Bildung liegt, wie wir alle 
wissen, em erheblicher Anteil an Zusteindigkeiten bei den Or­
ganen des Bundes. Eine gedeihliche Entwicklung unseres 
Staatsganzen setzt aber voraus, daß der Beitrag der Länder, 
d1e gesunde Konkurrenz unterschiedlicher Ansatze, erhalten 
bleibt. 

Die Fakten liegen klar auf dem T1sch. 

Das berufliche Bildungswesen in den einzelnen Ländern hat 
in den vergangenen Jahren einen herausragenden Auf­
schwung genommen. Vor Ort besteht eine enge und vertrau­
ensvolle Kooperation zwischen Berufsschule und Ausbil­
dungsbetrieb, zwischen Schulverwaltung und Wirtschaft. Eini­
ge Hinweise mögen verdeutlichen, daß berufliche Bildung 
kein Stiefkind in der Politik der Länder in den vergangenen 
Jahren war: 

-Allein im letzten Jahr haben die Land er trotz der ange­
spannten Haushaltslage mehr als 4 Milliarden für die be­
rufliche Bildung ausgegeben. Das Land Baden-Württem­
berg ist daran mit 665 Millionen beteiligt, die zu zwei Drit­
teln vom Land selbst, zu einem Drittel von den kommuna­
len Trägern aufgebracht wurden. 

-Wir haben die Ausbildung umstrukturiert in eme Ausbil­
dung in Stufen, die m der Grundstufe eine breite Grund­
bildung vermittelt und m den Fachstufen die erforder­
lichen Spezialkenntnisse anbietet. 

-Der Berufsschulunterricht wurde entsprechend der Lei­
stungsfahigkeit und Vorbildung der Schüler durch das An­
gebot zusätzlicher Wahlfächer als Stütz- oder Förderunter­
richt differenziert. 

-Die wöchentlichen Unterrichtszeiten an den Berufsschulen 
konnten schrittweise erhöht werden. ln Baden-Württem­
berg liegt der Landesdurchschnitt bei 10 Wochenstunden. 

- Fachklassen wurden eingerichtet, insbesondere auch für 
Splitter- und Streuberufe. Sie garantieren auch für selte­
nere Berufe die notwendige fachliche Ausbildung. 

-Jugendliche, die nach Abschluß der allgemeinbildenden 
Schulen noch nicht in der Lage sind, 1hre Berufswahl zu 
treffen, erhalten die Möglichkeit, ein Berufsvorbereitungs­
jahr an einer beruflichen Schule oder die zahlreich einge­
richteten Lehrgänge der Arbeitsverwaltung zu besuchen 

-Für behinderte Jugendliche wurden in enger Zusammen­
arbeit zwischen Schule und Wirtschaft gezielte Hilfen an­
geboten. 

-Schließlich haben d1e Lander das Netz beruflicher Vollzeit­
schulen regional und fachlich ausgebaut und dam1t eine 
echte Alternative gegenüber dem emse1tigen Trend zur 
Akademisierung geschaffen. 

Diese Erfolgsbilanz kann sich sehen lassen. Sie darf freilich 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß eine Reihe von dring­
lichen Aufgaben noch vor uns steht. 

Die Kultusministerkonferenz ist entschlossen, aufbauend auf 
der geschaffenen Vielfalt, bei der Lösung dieser Fragen mit 
dem Bund und der Wirtschaft eng zusammenzuarbeiten 
Wir wollen den Beweis antreten, daß partnerschaftliehe Ver­
antwortung letztlich die überlegenere Kompetenzverteilung 
ist, da sie mehr Engagement, wen1ger Bürokratie und mehr 
Freiheit ermöglicht. 

111. 

Lassen Sie mich im folgenden noch einige konkrete Schwer­
punkte ansprechen, in denen sich d1e Kooperation zw:schen 
Bund und Landern bewähren muß; es sind Schwerpunkte, die 
gleichzeitig mitentscheidend sind, daß Quantität und Qualität 
der beruflichen Ausbildung gesichert bleiben: 

1. Die Abstimmungsarbeit zwischen den Ausbildungsordnun­
gen und den Rahmenlehrplänen muß züg1g vorangehen. 

Dabei kann nicht allein der Staat die Revision und Verbesse­
rung der Ausbildungsordnungen vollziehen. An die Vernunft 
der Tanfpartner, die diese Ausbildungsordnungen beraten, 
muß ebenso appelliert werden. Jetzt ist nicht die Zeit für 
Wunschgebilde von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehr­
planen, die an der Wirklichkeit und an den Möglichkeiten 
betrieblicher Ausbildung und schulischer Organisierbarkeil 
vorbeigehen. Die seit 1971 erlassenen Ausbildungsordnun­
gen sollten daraufhin überpruft werden, inwieweit unnötiger 
Ballast abgeworfen und durch sachlich vertretbare Änderun­
gen die Berufsausbildung vor allem in kleineren und mittle­
ren Betrieben erleichtert werden kann. Man kann nicht Dinge 
verlangen, z. B. im kaufmännischen Bereich Datenverarbei­
tung, ohne zu fragen, ob diese Inhalte von den Betrieben 
überhaupt vermittelt werden können. 

Es muß möglich sein, unter Einbringung praktischer Erfahrun­
gen zu gemeinsamen Zielen und Inhalten zu kommen, die 
beidem, der pädagogischen Verantwortung und den realen 
Möglichkeiten von Betrieb und Schule, gerecht werden. 

Die Länder haben in den vergangenen Monaten unter einem 
erheblichen Aufwand die Abst1mmungsarbe1ten auf der Basis 
des gemeinsamen Ergebnisprotokolls vom 20. Mai 1972 vor­
angebracht. Nach dem Stand der Arbe1ten im Koordinie­
rungsausschuß können bis zum Ende des Jahres 1977 vor­
aussichtlich für rund 20 Berufe neue abgestimmte Ausbil­
dungsordnungen und Rahmenlehrpläne vorliegen. Mit einer 
großen einmaligen Anstrengung haben die Leinder die Ab­
stimmung ihrer Rahmenlehrpläne mit den se1t lnkrafttreten 
des Berufsbildungsgesetzes erlassenen Ausbildungsordnun­
gen in Angriff genommen. Voraussichtlich noch in diesem 
Jahr werden zu allen vom Bund in diesem Zeltraum erlasse­
nen Ausbildungsordnungen länderübergreifend geltende Rah­
menlehrpläne vorliegen. 

2. Dringlich ist auch die Klarung aller offenen Fragen im Zu­
sammenhang mit der Neustrukturierung der beruflichen Erst­
ausbildung und ihre Aufgliederung in eine berufsfeldbezoge­
ne Grundbildung und in eine darauf aufbauende berufsquali­
fizierende Fachbildung. 

Der gegenwärtige Stand der Beratung um das Berufsgrund­
bildungsjahr kann noch nicht befriedigen. Die Erfahrung hat 
gezeigt, daß die alte Rahmenvereinbarung der Kultusminister­
konferenz mit den bisherigen Anrechnungsverordnungen 
des Bundes nicht im Einklang stand Die Leinder haben die­
sem Umstand in ihrem Bereich Rechnung getragen. Sie ha­
ben dem Bund den Entwurf einer neuen Rahmenveremba­
rung vorgelegt. Eine erhebliche Ausweitung des fachprakti­
schen Unterrichts, die Einfuhrung von Schwerpunkten in fer­
tigkeitsbezogenen Berufsfeldern und Vorschläge zur Neuglie­
derung der Berufsfelder sollen den Jugendlichen den Über-
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gang von der Grundbildung zur Fachbildung erleichtern. 
Gleichzeitig haben die Länder für 12 von 14 Berufsfeldern 
neue Rahmenlehrpläne erarbeitet und dem Bund zur weite­
ren Abstimmung mit den Sozialpartnern vorgelegt. Meines 
Wissens hat sich der Bund dazu bisher nicht verbindlich ge­
außer\. Schließlich haben die Länder dem Bund vor Monaten 
ihre Vorschläge für eine endgültige Zuordnung der Berufe zu 
den Berufsfeldern und Schwerpunkten unterbreitet. Auch hier 
warten wir noch auf eine Antwort des Bundes. 

Eine neue Rahmenvereinbarung der Kultusministerkonferenz 
zum Berufsgrundbildungsjahr kann erst verabschiedet wer­
den, wenn sich der Bund zur Frage der Anrechnung sowie 
zur Zuordnung der Ausbildungsberufe in den Berufsfeldern 
und zu den KMK-Rahmenlehrplanen fur das Berufsgrundbil­
dungsjahr emdeutig geaußert hat. Hier ist der Bund am Zug. 
Inzwischen hat die Entwicklung in den Landern auf der Basis 
verembarter Grundstrukturen überzeugende Fakten geschaf­
fen. Schulisch organisierte Grundbildung ist in einzelnen Re­
gionen und Sektoren in Absprache mit den Ausbildungsbe­
trleben, besonders mit dem Handwerk, funktionsfähig und 
rechtfertigt volle Anerkennung. D1e einjährigen Berufsfach­
schulen in Baden-Württemberg beweisen dies eindeutig. Ihre 
volle Anrechnung stand noch nie in Frage, obgleich auch 
dort berufsfeldbreit ausgebildet wird. Damit wird zwar das 
Dillemma nicht ausgeräumt, daß die Ausbildungsordnungen 
bis heute auf berufliche Grundbildung noch keinerlei Rück­
sicht nehmen. Dieser Umstand wird in unserem Land ausge­
glichen durch einen verhaltnismaßig hohen Anteil an fach­
praktischem Unterncht. Eme zukünftige Berücksichtigung der 
Grundbildung in Ausbildungsordnungen bzw. die Erarbeitung 
von alternativen Ausbildungsordnungen für eine Übergangs­
zeit bis zur generellen Einführung des Berufsgrundbildungs­
jahres ist allerdings unerläßlich, ohne daß d1es die Län­
der aus der Verpflichtung entläßt, im Berufsbildungsjahr als 
dem ersten Jahr der Berufsausbildung einen reibungslosen 
Übergang in die anschließende Fachstufe sicherzustellen 

Grundbildung darf in diesem Zusammenhang nicht nur schu­
lisch organisierbar sein Nach den bisherigen Erfahrungen in 
mehreren Landern, besonders in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz, b1etet sich das kooperative Berufsgrundbil­
dungsjahr vor allem in fertigkeitsbezogenen Berufsfeldern ge­
radezu an. Seide Formen beruflicher Grundbildung, vollschu · 

Hermann Schmidt 

Fast auf den Tag vor einem Jahr trat das Ausbildungsplatz­
förderungsgesetz in Kraft. Mit diesem Gesetz schuf der deut­
sche Bundestag die Grundlage für die gemeinsame Arbeit 
von Gewerkschaften, Arbeitgebern, Bund und Ländern auf 
dem Gebiet der Berufsausbildung in einer Einrichtung, dem 
Bundesinstitut für Berufsbildung. Die Zusammenfassung der 
Kratte war nach langem heftigen politischen Ringen doch 
noch zustande gekommen. Gerade noch rechtzeitig möchte 
ich sagen, wenn man an das rapide Ansteigen der Probleme 
denkt, d1e nur gemeinsam gelöst werden können. Das ein­
jährige Bestehen eines Instituts ist höchst selten Anlaß, be­
reits mit Arbeitsergebnissen an die Öffentlichkeit zu treten. 
Anders beim Bundesinstitut, das auf den sechsjähngen in­
tensiven Vorarbeiten des Bundesmstituts für Berufsbildungs­
forschung aufbauen konnte. 

Von der heute eröffneten Fachtagung, 1n der w1r WIChtige 
Arbe1tsergebn1sse der letzten Jahre vorstellen und in Wort 
und Bild präsentieren mochten, erhoffen wir eine breitange­
legte Diskussion, die wesentliche Impulse zugunsten der Be­
rufsbildungsforschung und der Berufsbildungspolitik bringen 
möge. 

lisch und kooperativ, mussen in ein gemeinsames Konzept 
für berufliche Grundbildung eingebracht werden. Ich hoffe, 
daß es gelingt, eine zu enge Spezialisierung zu vermeiden 
und neben allgemeinen Inhalten ausreichend breite fachprak­
tische und fachtheoretische Elemente zu vermitteln. Darüber 
hinaus ist eme betnebsergänzende, überbeinebliche Ausbil­
dung zu begrüßen, ohne daß solche Institutionen aber in 
überschneidende Konkurrenz zu Betrieb und Berufsschule 
treten sollen. 

3. Viele der m1t dem Ausbildungsplatzforderungsgesetz zu­
sammenhängenden Fragen bedürfen dringend der Klarung. 
Dies gilt vor allem für d:e Abstimmungsarbeit zwischen den 
Rahmenlehrplänen und Ausbildungsordnungen. Ein erster 
Referentenentwurf für ein Verwaltungsabkommen wurde in­
zwischen von einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe erstellt Die 
Länder legen dabei besonderen Wert auf zwei Feststellung­
gen: 

1. Die positiven Erfahrungen aus der bisherigen Abstim­
mungsarbeit müssen bei der Erarbeitung der Ordnungsm1ttel, 
bei der Zusammensetzung der Entscheidungsgremien und 
der Festlegung des neuen Verfahrens berücksichtigt werden 
und 

2 die Kooperation kann nur gelingen, wenn die Verfassungs­
rnaBigen Zustandigke1ten beachtet werden. Das bedeutet 
zum Beispiel, daß die Länder darauf bestehen müssen, auch 
künftig die Rahmenlehrpläne der Berufsschulen aufspalten 
zu können, ohne an einseitige Vorentscheidungen gebunden 
zu sein. 

Diese wenigen Beispiele mögen zeigen, daß die Länder be­
reit sind, ihren Teil beizusteuern, um berufliche Bildung pra­
xisnah und für Jugendliche und Betrieb erfolgreich zu gestal­
ten. D1e Länder sind bereit, diese Aufgaben gemeinsam mit 
dem Bund zu erfüllen, weil davon nicht nur Niveau und Kon­
kurrenzfahigkeit der Wirtschaft und dam1t d1e Sicherung des 
allgememen Wohlstandes, sondern vor allem auch die 
Selbstverwirklichung und das Glück der nachkommenden 
Generation abhängen. 

Ich hoffe und wunsche, auch im Namen der Kultusminister­
konferenz der Lander, daß diese Fachtagung uns auf dem 
gemeinsamen Weg einen Schritt weiterbringt. 

Der Bundesregierung und dem Senat von Berlin, die durch 
die Bereitstellung der dafür erforderlichen Mittel diese Ta­
gung ermöglichten, gilt mein besonderer Dank. 

Be1 der Vorbereitung der Fachtagung wurde hier und da der 
Vorwurf laut, nicht alle für die Problemfelder und Fragestel­
lungen vorgelegten Forschungsergebnisse seien abgesichert, 
so daß eine Diskussion besser unterbliebe. Abgesehen da­
von, daß bei der Vielfalt der Erscheinungsformen beruflicher 
Bildung die Ansichten darüber, ob ein Ergebnis als abge­
sichert gelten kann, sehr weit auseinandergehen, halten wir 
es für unsere Arbeit und die Weiterentwicklung der berufli­
chen Bildung für fruchtbarer, wenn wir auch unsere unferti­
gen Arbeiten zur Diskussion stellen. Das gibt uns Gelegen­
heit, Denkanstöße, Anregungen und Vorschläge aufzugreifen 
und in unserer Arbeit zu berücksichtigen. Ein Institut, das 
s:ch mit einem derart komplexen Gegenstand wie der beruf­
lichen Bildung befaßt, braucht die Diskussion mit den Inter­
essierten in der Fachöffentlichkeit gerade über die z. Z. 
brennenden Probleme, und zwar in umfassenderer Weise, als 
es das Tagesgeschäft zuläßt. Dazu gehört vor allem die Si­
cherung des Ausbildungsplatzangebots für die geburtenstar-
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ken Jahrgange sowie die Verbesserung und Sicherung des 
Qualitatsstandes in der Berufsausbildung. Wenn es uns nicht 
gelingt, die Probleme der Ausbildungsplatzversorgung zu lö­
sen, dann werden unsere Jugendlichen weitgehend verunsi­
chert und ohne jegliche Perspektive für das e1gene Leben in 
die Berufs- und Arbeitswelt emtreten. Eine dem sozialstaat­
liehen Gedanken verpflichtete demokratische Gesellschaft 
spncht sich allerdmgs selbst das Urteil, wenn sie der jungen 
Generation eine qualif1z:erte Ausbildung und damit die be­
rufliche und persönliche Lebensperspektive verweigert. Die 
Lösung dieses Problems, das wir als eine Herausforderung 
ansehen, die unser aller Anstrengung erfordert, bedeutet 
eme Investition in die Zukunft der Jugend. Deshalb sind die 
geburtenstarken Jahrgänge, wie es auch der Bundesbil­
dungsminister heute betont hat, keine Belastung, sondern 
eine Chance. Wenn man einmal von dem individuellen An­
spruch des einzelnen auf die bestmogliche Förderung seiner 
Anlagen und Neigungen absieht, kann d1e Qualifizierung der 
geburtenstarken Jahrgänge für ein rohstoffarmes und export­
orientiertes Land wie die Bundesrepublik Jedoch auch einen 
wesentlichen Beitrag zur langfristigen Sicherung von Arbeits­
plätzen und der Wiederherstellung der Vollbeschäftigung so­
wie zur Sicherung des Rentenaufkommens in den 90er Jah­
ren leisten. 

Daruber dürfen w1r n1cht aus den Augen verlieren, daß unse­
re Jugendlichen n1cht irgendeine Ausbildung benöt1gen, son­
dern eine, die s·e befähigt, den Anforderungen des Arbeits­
lebens gewachsen zu sein. Das aber bedeutet, daß durch die 
Berufsbildung Qualifikationen vermittelt werden müssen, die 
nicht nur auf die Anforderungen des ersten Arbeitsplatzes 
ausgerichtet sind. Mit einer breiten beruflichen Grundbildung 
und der Entspezialisierung eines Teiles der Fachbildung 
mussen vielseitig verwendbare Qualifikationen vermittelt wer­
den, die dem Arbe:tnehmer den Wechsel erleichtern und d1e 
Einstellung auf neue Situationen ermöglichen. Die Arbeits­
marktsituation der letzten Jahre hat uns vielfältige Beweise 
dafür geliefert, daß eine qualifizierte Berufsausbildung zu­
mindest die Vermittlungschancen auf dem Arbeitsmarkt er­
höht. Aus diesem Grunde halte 1ch es für bedenklich, wenn 
in letzter Zeit verstarkt die Beseitigung sog. "ausbildungs­
hemmender gesetzlicher Vorschriften" pauschal gefordert 
wird. Bei der Vorbereitung all der nunmehr pauschal in Frage 
gestellten Regelungen, wie z. B. der Verbesserung der in­
haltlichen Vorschriften für die Berufsausbildung in Ausbil­
dungsordnungen und Fortbildungsordnungen oder der Qua­
lifizierung der Ausbilder, sind Vertreter der betrieblichen 
Ausbildungspraxis beteiligt worden. Das schließt natürlich 
nicht aus, daß hier und da ein Mangel in einer gesetzlichen 
Vorschrift zu fmden ist Es ware auch unvernünftig, solche 
Mängel, wenn s1e als hinderlich erkannt worden sind, nicht 
zu beseitigen. Man gewinnt aber den Eindruck, daß sich hin­
ter der Forderung nach Beseitigung sogenannter ausbil­
dungshemmender Vorschriften auch der Wunsch nach Sen­
kung von Qualitätsnormen in Ausbildungsvorschriften ver­
birgt. Gerade aber hier liegt die große Gefahr. Neue Ausbil­
dungsordnungen für über 100 Ausbildungsberufe, die in den 
letzten Jahren erlassen worden sind, haben wesentlich dazu 
beigetragen, die berufliche Bildung im Blickfeld der Öffent­
lichkeit aufzuwerten. Mit der Forderung nach Streichung 
nach Qualität zugunsten von Quantität wird der Berufsaus­
bildung junger Menschen nicht ged1ent. Das ist kein Rezept, 
das bringt uns nicht weiter 

Das Bundes'nstitut wird d1e durch das Ausbildungsplatzför­
derungsgesetz geschaffenen Möglichkeiten der gleichberech­
tigten Mitwirkung aller an der beruflichen Bildung Beteiligten 
nutzen, um Lösungsvorschläge fur die anstehenden Proble­
me zu unterbreiten. Vorschläge und Anregungen für unsere 
Arbeit kommen unmittelbar aus der Praxis. Unsere Arbeit 
wird von Prakt1kern aus Schule und Betrieb ständig begleitet. 
Diese Rückkoppelung wird auch künftig eine wesentliche 
Garantie dafür sein, daß die Arbeitsergebnisse des Bundes-

instituts neben der Politikberatung in erster Linie konkrete 
H!l!en fur die Praxis sind. 

Lassen Sie mich Jetzt einen einführenden Überblick über die 
Themenbereiche dieser Fachtagung geben, die vom Bundes­
institut vorbereitet worden sind. Der Tagungsbereich 1 "Aus­
bildungsplatzsituation" steht für das derzeitige Kernproblem 
der beruflichen Bildung. Die Analyse der Ursachen und Fol­
gen des Ausbildungsplatzmangels, die Konzipierung von Lö­
sungsmaßnahmen und die Bewertung ihrer Chancen stellt da­
her ein wichtiges Feld der Planung und Forschung dar. Fra­
gen der Kosten und Effizienz, insbesondere aber auch nach 
der Qualität der Ausbildung und ihrem Bezug zum Beschäf­
tigungssystem sind dabei zu berücksichtigen. Auf die Ar­
beitsbereiche Planung, Statistik und Strukturforschung einer­
seits sowie Finanzierung der Berufsausbildung andererseits 
entfällt der größte Teil der Forschungs- und Entwicklungs­
aktivitäten des Instituts in d1esem Tagungsbereich. Dabei 
geht es vor allem darum, für die Analyse des Ausbildungs­
platzangebots, für die Ermittlung von Trends und Entwicklun­
gen im Bildungs- und Ausbildungssystem eine tragfähigere 
Datenbasis zu schaffen, als sie uns derzeit zur Verfügung 
steht. Grundlage bildet die Einführung emer Berufsbildungs­
statistik durch das Ausbildungsplatzförderungsgesetz. Hier 
werden Vorarbeiten geleistet, die die Voraussetzung für den 
jährlichen Berufsbildungsbericht der Bundesregierung sind. 
Diese Arbeit hat enge Bezuge zu Aufgaben des lnstitutsbe­
reichs, der sich mit der Finanzierung der Berufsausbildung 
befaßt. Die Grundlagen der Finanzierung der beruflichen Bil­
dung in Fortführung der Arbeiten der Eddingkommission zu 
erforschen und d1e Durchführung der Finanzierungsregelung 
nach Maßgabe des Ausbildungsforderungsgesetzes vorzube­
reiten, sind wesentliche Aufgaben dieses Bereichs. Aus der 
Strukturforschung werden Arbeiten zu Entwicklungstenden­
zen im Berufsbildungssystem und zur Analyse der Wechsel­
beziehungen zwischen beruflicher Bildung und Beschäftigung 
zur Diskussion gestellt. Hierzu gehören Untersuchungen über 
d1e Bestimmungsgrößen des Ausblldungsplatzangebots, wie 
Beschäftigung, Ertragslage, Kapitalintensität Dazu gehört 
auch die prognostische Berufsforschung, die auf viele Fragen 
emer langfristiger angelegten Berufsbildungspolitik zur Ver­
wendung und Verwertung der durch d1e Ausbildung im dua­
len System vermittelten Qualifikationen noch allzuwenig 
Antworten geben kann. Eine 1n diesem Jahr begonnene Ver­
öffentlichungsreihe ,Materialien und statistische Analysen zur 
beruflichen Bildung' hilft mit, die Diskussion auf diesem 
noch wenig erschlossenen Gebiet in Gang zu bringen. 

Erste Ergebnisse einer Erhebung bei rund 3000 Jugendli­
chen ohne Ausbildungsvertrag werden in die Arbeit dieses 
Tagungsbereiches eingebracht Diese Untersuchung ist die 
erste repräsentative Erhebung über die Problemgruppe Ju­
gendliche ohne Ausbildungsvertrag unter dem besonderen 
Aspekt ihrer Weiterführung in eine berufliche Bildung. Wir 
erwarten von ihr neue Erkenntnisse über die soziale und 
JUgendpsychologische Situation dieser Jugendlichen, damit 
gezieltere Hilfen vorbereitet und geleistet werden können. 

Der Tagungsbereich 2 "Modellversuche" korrespondiert im 
wesentlichen mit der Arbeit der Hauptabteilung Curnculum­
forschung. Schwerpunktbereiche bisher durchgefuhrter Mo­
dellversuche 1n der beruflichen Bildung sind berufliche 
Grundbildung, doppelt profilierte Blldungsgänge, die Blockie­
rung schulischer und betrieblicher Ausbildung und die Aus­
bildung der Ausbilder. Sie sollen vorgestellt und diskutiert 
werden. Wir wollen h1er die Zielsetzung, Funktion und einige 
Ergebnisse von Modellversuchen exemplansch aufzeigen. 
Das Bundesinstitut trägt der Bedeutung der inhaltlichen Re­
form der Berufsausbildung auch dadurch Rechnung, daß es 
m1t den Verfahrensfragen der Lehrplanentwicklung, der Or­
ganlsationsplanung von B1ldungsgangen einen besonderen 
Schwerpunkt setzt Diese Forschungsvorhaben widmen sich 
den konkreten Fragestellungen der Berufsbildungspraxis. So 
wird im praktischen Vergleich zwischen Schule und Betrieb 
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die Verwirklichung der besonderen Zielsetzungen des Be­
rufsbildungsjahres erprobt, die Zuordnung von Ausbildungs­
berufen zu Berufsfeldern vorgenommen und im Zusammen­
wirken mit den Landern ein neues Verhältnis von Grund­
und Fachbildung in der Erstausbildung entwickelt. 

Im Projekt "Contröle continu" wird die Facharbeiterausbil­
dung in Frankreich und Deutschland unter dem Aspekt der 
europaischen Entwicklung der Berufsausbildung einbezogen. 
Fi.Jr die Ausbildung der Ausbilder werden durch Modellehr­
gänge im Ausbildungsförderungszentrum die Erfahrungen 
vorangegangener modellhafter Entwicklungen zu einem Ge­
samtkonzept verarbeitet. Veröffentlichungen zur methodi­
schen Verbesserung des beruflichen Prüfungswesens und die 
Konzeption von Verrahren zur Lehrplanentwicklung, insbe­
sondere 1m Zusammenhang mit der Abstimmung von Ausbil­
dungsordnungen und Rahmenlehrplänen, runden diesen Ar­
beitsbereich ab 

Der Tagungsbereich 3 "Ordnung der beruflichen Erstausbil­
dung" will die Lösungsmöglichkelten und Zukunftsperspekti­
ven der Ordnungsarbeit in der beruflichen Erstausbildung 
darstellen. w:e kaum eine andere bildungspolitische Aufgabe 
ist die Ordnung der beruflichen Erstausbildung auf das In­

tensive und kontinuierliche Zusammenwirken aller 1m dualen 
Ausbildungssystem Beteiligten angewiesen. Bund, Länder 
und Soz:alparteien mussen aus 1hren unterschiedlichen Ziel­
vorstellungen heraus zu einem gemeinsamen Ausbildungs­
konzept für Schule und Betrieb finden. Lassen Sie mich an 
dieser Stelle eme Anmerkung zu den Ausführungen von Mi­
nister Hahn von heute Vormittag machen Wie viele von Ih­
nen wissen, haben sich die Länder seit Beginn der Siebziger 
Jahre um eine e.nheitliche Konzeption für ein Berufsgrund­
schuljahr bemüht. Es gibt auf diesem Gebiete viele Gemein­
samkeiten aber auch viele unterschiedliche Auffassungen. Im 
Laufe der letzten Jahre sind die Probleme, die aufgrund der 
unterschiedlichen Regelungen in den Ländern nach der An­
rechnungsverordnung von 1972 entstanden waren, auf unter­
schiedliche Weise emer Lösung zugefuhrt worden. 

D1e Länder haben es auf ihre Weise dadurch versucht, daß 
sie durch e,ne neue Konzeption der Rahmenlehrpläne für 
das Berufsgrundschuljahr zur Uberwindung der Obergangs­
schwierigkeiten aus dem Berufsgrundschuljahr in die Fach­
bildung beitragen wollen. Dem Bundesinstitut fur Berufsbil­
dung sind diese Pläne im Laufe der letzten Monate zugegan­
gen. An diesen Planen haben die Länder mehrere Jahre ge­
arbeitet. Sie werden verstehen, daß wir die Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände als die konstitutiven Elemente der 
betrieblichen Berufsausbildung nicht mit einer bloßen Be­
nachrichtigung abspeisen werden. Die Beurteilung der Rah­
menlehrpläne durch die Spitzenorganisationen wird wesentli­
cher Bestandteil der Stellungnahme des Bundesmst1tuts sein. 
Sie kann nicht in einigen Wochen erarbeitet werden. Wir 
sind aber bemüht, die Arbeiten so voranzutreiben, daß die 
Bundesregierung den Landern zum Jahresende eme gründli­
che Stellungnahme zu dieser wichtigen Frage abgeben kann, 
so daß nach Möglichkeit rechtzeitig vor Beginn des Ausbil­
dungsjahres 1978/79 die veränderten Rechtsvorschriften er­
lassen werden können. 

Im engen Zusammenhang m1t dem eben erwahnten Bere1ch 
steht an erster Stelle im Tagungsbereich drei die Arbeit an 
Ausbildungsordnungen. Dem Bundesinstitut fällt hier die Auf­
gabe zu, für eine umfassende, wissenschaftlich fundierte Vor­
bereitung und Erarbeitung neuer Ausbildungsinhalte zu sor­
gen, d1e Struktur der Ausbildungsberufe ständig zu überprü­
fen und zu verbessern und dann zusammen mit den Ländern 
die Abstimmung m1t den Rahmenlehrplänen vorzunehmen. 
Es ist unser dringender Wunsch, daß die z. Z. laufenden Be­
ratungen des Bundes und der Umder zum Abschluß einer 
Rahmenvereinbarung, d1e das Verfahren, das im Ausbil­
dungsplatzförderungsgesetz zugrundegelegt ist, konkretisiert, 
bald abgeschlossen werden kann. Wir müssen bald in den 

z. Z. nur von Bund und Ländern besetzten Gremien auch 
d:ejenigen beteiligen, mit denen das Bundesinstitut eng zu­
sammenarbeitet und mit denen es die Inhalte festlegt, mit 
den Gewerkschaften und Arbeitgebern. Ich halte es fur au­
ßerordentlich dringlich, daß diese Aufgabe schnell gelöst 
w1rd, weil es dem Abstimmungsverfahren schadet, wenn 
Bund und Länder hier weiterhin allein miteinander verhan­
deln, wahrend be1de im Hauptausschuß des Bundesinstituts 
bere1ts mit Gewerkschaften und Arbeitgebern zusammensit­
zen. Nach dem gegenwartigen Stand der Aufgabenplanungen 
im Institut sind b1s 1980 rd. 120 Ausbildungsordnungen neu 
zu gestalten und m1t den schulischen Rahmenlehrplänen der 
Länder abzustimmen. Die Durchführung dieser Arbeit hangt 
nicht nur von der Le1stungsfahigke1t des Bundesinstituts, son­
dern- wie eben bere1ts erwahnt- in entscheidendem Maßt.. 
von der Übereinkunft zw1schen den Beteiligten, zwischen 
Bund und Ländern, zwischen Gewerkschaften und Arbeitge­
bern, ab. 

Weitere erhebliche Anforderungen an das Bundesinstitut 
stellen im Ordnungsbereich die akuten dringenden Probleme 
der Ausbildung Behinderter dar Der Ausschuß fur Fragen 
Behinderter nach dem Ausbildungsplatzförderungsgesetz hat 
s1ch vor 14 Tagen konstituiert und als dringlichste Aufgabe 
die bundeseinheitliche Gestaltung der zur Zeit recht vielfälti­
gen, uber hundert sogenannten ,.Kammerregelungen" nach 
§ 48 Berufsbildungsgesetz für die Ausbildung Behinderter, 
in den Vordergrund seiner Arbeit gestellt. 

Die erhebliche quantitative Ausweitung beruflicher Weiterbil­
dung und das zunehmende öffentliche Interesse führten zur 
Forderung, die Erwachsenenbildung transparent zu machen 
und starker zu strukturieren. Die Vorstellungen des Bildungs­
gesamtplans, den Weiterbildungsbereich als öffentliche Auf­
gabe zu verstehen und zu einem Hauptbereich des Bildungs­
wesens auszubauen, haben d1es nachhaltig verdeutlicht. Mit 
d:esen Fragen w1rd sich der Tagungsbereich 4 ,.Berufliche 
Weiterbildung" befassen. Der Weiterbildungsbereich ist 
durch die Unterschiedlichkeil seiner Träger und Maßnahmen 
durch konkurrierende Theorieansatze und Zielvorstellungen 
sowie durch eine Reihe von gravierenden Forschungsdefizi­
ten gekennzeichnet. Im Vordergrund unserer Arbeit steht 
deshalb die Schaffung einer hinreichenden Datenbasis, die 
uns hilft, einen umfassenderen Oberblick über Struktur und 
Situation der Weiterbildung in unserem Land zu erhalten. Pa­
rallel h:erzu werden d1e Möglichkeiten und Erfordernisse 
staatlicher Einwirkungen untersucht und Lehrgangsempfeh­
lungen und Entwürfe fi.Jr Fortbildungsordnungen erarbeitet. 
Em weites Untersuchungsfeld sind die Probleme, die mit 
dem Lernen im Erwachsenenalter zusammenhängen. Die Er­
gebnisse dieser Arbeiten sollen insbesondere den in der 
Weiterbildung Tatigen Hilfen für Planung und Durchführung 
von Bildungsmaßnahmen liefern. Daruber hinaus werden 
Probleme der Qualifizierung von Lehrpersonal in der Berufs­
bildung Erwachsener untersucht und Kriter:en zur Begutach­
tung von Bildungsmaßnahmen entwickelt. 

l 

Der Tagungsbereich 5 ,.Med1en in der Berufsausbildung" be­
faßt sich m1t aktuellen Aspekten der Bildungstechnologie. Im 
Vordergrund stehen Fragen der Bedeutung und des Bedarfs 
der praxisnahen Entwicklung und Bereitstellung von Ausbil­
dungsmitteln für d1e berufliche Bildung. Die Inhalte der Aus­
bildungsordnungen smd hier konkretisiert und nach der Er­
probung im Modellversuch in Ausbildungsmittel umgesetzt 
worden. Seit der Gründung des Instituts sind die Arbeiten 
der fri.Jheren Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung 
nicht nur fortgeführt, sondern in Inhalt und Umfang erheblich 
weiterentwickelt worden. Zur Zeit stehen rd. 430 Druckartikel 
für d1e Berufsfelder Metall, Elektro, Bau, Holz und Textil zur 
Verfügung. Der Umsatz dieser von einem gemeinnutzigen 
Verlag vertnebenen Ausbildungsmittel konnte in den letzten 
sechs Jahren vervierfacht werden. Darüber hinaus wurden 
Übungsgerate neu konzipiert, die wesentliche Anstöße für 
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den Lehrmittelmarkt brachten. Einen wichtigen we1teren Bei­
trag fur die Medienforschung stellt die Medienbank dar, 1n 

der samtliehe Medien der beruflichen Bildung, die fur uns 
verfügbar waren, se1en es Lehrprogramme, Tonbildschauen, 
F1lme, Lehrgänge oder auch Fernunterrichtsangebote, abge­
speichert werden. Die Daten stehen Ausbildern und Lehrern 
als Informationsmaterial zur Verfügung. ln Form von Periodi­
ca erfolgen berufsfeldbezogen Ausdrucke, von denen die er­
sten Bände zu dieser Fachtagung erscheinen. Dam1t wollen 
wir den Ausbildern und Berufsschullehrern die Möglichkeit 
eroffnen, uber die bisher unübersehbare Zahl von Angeboten 
der verschiedensten Verlage gezielt Auskünfte und Beschrei­
bungen anzufordern 

Der Tagungsbereich 6 wird d1e Frage "Wie kann Fernunter­
richt zur Verbesserung der beruflichen Bildung beitragen?" 
diskutieren. Besonders für die Art und Weise der Verbesse­
rung beruflicher Bildung durch Fernunterricht werden aus 
den Erfahrungen der Teilnehmer Beispiele und Anregungen 
erwartet Das Ausblldungsplatzförderungsgesetz weist dem 
lnst1tut die Aufgabe zu, durch Forschung zur Verbesserung 
und zum Ausbau des beruflichen Fernunterrichts beizutragen, 
Fernunterricht zu dokumentieren, Veranstalter von Fernlehr­
gängen und Fernunterrichtsinteressenten selbst zu beraten, 
Auskunfte zu erteilen und be1 der Zulassung von Lehrgangen 
durch die Lander gutachtlich mitzuwirken. Oie neuen Aufga­
ben knl.ipfen nahtlos an den fruheren gesetzlichen Auftrag 
des Berufsbildungsgesetzes an, der bereits in der Vergan­
genheit zu einer Vielzahl von Arbeitsergebnissen fuhrte. Von 
1970-1976 wurden uber 50Q berufliche Fernlehrgange uber­
prüft, von denen uber 200 e:n Gütezeichen erhielten. Ein 
umfangreicher Fernlehrgang mit Modellcharakter wird z. Z. 
1m Institut vorbereitet und soll ab M1tte des nächsten Jahres 
in Zusammenarbeit mit dem pnvaten Fernlehrwesen erprobt 
und der Öffentlichkeit zuganglich gemacht werden. 

Die Arbeitsgruppen dieser Fachtagung erhielten ihre Aufga­
ben aus den Arbeitsbereichen des Bundesinstituts. Plenums­
veranstaltungen m1t Podiumsdiskussionen und Arbeltsgrup­
pensitzungen, die im Wechsel stattfinden, sollen ausreichend 

Felix Kempf 

Es sollen nun auch die e:n;:elnen Gruppen 1m Hauptaus­
schuß des Bundesinstituts zu Wort kommen, und ich darf im 
Namen der Arbeitnehmergruppen des Hauptausschusses die 
Fachtagung 77 des Bundesinstituts ausdrucklieh begruBen. 
D1ese Fachtagung wurde konzipiert unter etwas anderen Vor­
aussetzungen zu einer Zeit, als es noch kem Bundesinstitut 
für Berufsbildung, sondern ein Bundesinstitut für Berufsbil­
dungsforschung gab. Aber auch unter den neuen Bedingun­
gen halten wir den Versuch e:ner schwerpunktmaßigigen Dar­
stellung der Fragen der beruflichen Bildung und der in den 
letzten Jahren in erfreulichem Umfang vollzogenen For­
schungsarbeit des Bundesmst1tuts und die Magliehkeilen ei­
ner aktuellen bildungspolitischen Diskussion fur sinnvoll. Wir 
haben den Wunsch, daß konkrete Anstoße für d1e Berufs­
bildungsforschung, fur die Berufsbildungspolitik, und Insbe­
sondere auch für die Praxis der Berufsbildung von d1eser 
Fachtagung ausgehen. Für d1e Gewerkschaften 1n der Bun­
desrepublik war und ist d:e berufliche Bildung der Arbeit­
nehmer von elementarer Bedeutung. Hier geht es, w1e in der 
Bildungsarbeit insgesamt, um die Entfaltung der Fähigkeiten 
des e1nzelnen und seine menschliche Selbstverwirklichung, 
es geht aber auch um d1e Qualität seiner Arbeitskraft, und 
damit um seine existenzielle Sicherung. Dies ist gerade in 
einer Zeit besonders wichtig, in der in ganz Europa einer­
seits die Zahl der jungen Menschen betrachtlieh anwachst 
und in der andererseits d1e Zahl der qualifizierten Ausbil­
dungsplatze und der Arbeitsplätze in geringerem Umfange 
zunimmt Ausbildungs- und Arbeitsplatze werden immer ra-

Gelegenhell bieten, Sachverhalte darzustellen und zu disku­
tieren 

W1r werden die Ergebnisse der Fachtagung in unserer Zeit­
der wissenschaftlichen Reihe des Instituts, aber auch 

in einfachen Manuskriptdrucken veröffentlichen, damit Sie 
als Tagungsteilnehmer und die interessierte Fachöffentlich­
keit in möglichst kurzer Zeit daruber verfügen können. 

Erlauben Sie mir zum Schluß ein persönliches Wort an alle 
Mitarbeiter des Bundesinstituts für Berufsbildung. Die Vor­
bereitung dieser Fachtagung hat von Ihnen allen große Op­
fer verlangt. Allein der Umfang der Tagungsunterlagen, d1e 
rd. 1000 Interessenten zugestellt worden sind, drückt aus, 
was hier an wissenschaftlicher und organisatorischer Lei­
stung zu erbrmgen war. Dieser Fachtagung kommt im Hin­
blick auf die zukünftige Arbe1t des Instituts ein besonders 
hoher Stellenwert zu. Nach emer Phase des Aufbaus des 
Bundesmstituts für Berufsbildung, d1e 1hren Schwerpunkt na­
turgemäß in der Bewaltigung der mehr organisatorischen 
Probleme hatte und Jetzt auch noch hat, gilt es, unter Embe­
Ziehung der neuen Aufgaben, die das Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetz stellt, die mhaltliche Gestaltung der Forschungs­
arbeiten zu Liberdenken und- wo notig- neu zu strukturie­
ren. Meine Hoffnung, aber auch meine Erwartungen gehen 
dahin, daß diese Fachtagung gerade zur Bewaltigung dieser 
vor uns liegenden Aufgabe einen wesentlichen Beitrag lei­
stet. 

Die Berufsbildung ist verstandlieherweise em Thema von 
ganz besonderer gesellschaftspolitischer Bedeutung. Dement­
sprechend smd kontroverse Standpunkte und erbitterte Aus­
einandersetzungen uber die Z1ele und Realisationsformen 
kennzeichnend fur die bildungspolitische Diskussion. Ich ge­
he davon aus, daß alle, die h1er versammelt sind, der Sache 
dienen wollen, d. h. zur Sicherung einer qualitativ hochste­
henden Berufsbildung beitragen wollen. Deshalb appelliere 
ich an Sie, die DiskussiOn offen, aber auch fair und unter 
Berücksichtigung des Standpunktes anderer zu führen, damit 
diese Tagung eine nützliche Veranstaltung für die Berufsbil­
dung in unserem Lande wird. 

rer, und die Zahl der arbeitslosen jungen Menschen hat ein 
fur uns alle ungeahntes Ausmaß angenommen. Hier drohen, 
und das muß man sehr deutlich sagen, gesellschaftliche 
Probleme, d•e nicht nur zu messen sind an der Zahl, son­
dern insbesondere an den Schaden, die bei jungen Men­
schen zurückbleiben, die unsere Gesellschaft erfahren als 
eine Gesellschaft, die nicht in der Lage ist, ihnen zu einem 
qualifizierten Ausbildungsplatz zu verhelfen oder nach der 
Ausbildung eine entsprechende Beschaft1gung zu s1chern. Es 
ist eine Existenzfrage unserer Gesellschaft, daß es gelmgt, 
diese brennenden Probleme schnell und nachhaltig zu lösen. 
Es gilt das Recht des Einzelnen auf berufliche Bildung und 
auf Arbeit zu verwirklichen. 

Ich glaube, wir müssen uns emdeutig darüber im klaren sein, 
daß d1e jungen Menschen das eigentliche Kapital sind, daß 
unsere mdustnelle Gesellschaft in der Zukunft benötigt. Es 
1st die junge Generation, die ihr Wissen, ihr Können und ihre 
Fähigkeiten, und in der Folge auch ihre Erfahrungen einbrin­
gen muß in der Weiterentwicklung der Gesellschaft und der 
Wirtschaft. 

Lassen Sie mich es sehr deutlich sagen: Mit Datenverarbei­
tungsanlagen der so-und-so-v1elten Generation und Mikro­
prozessoren allein kann weder d1e Gesellschaft des hier und 
heute existieren, noch die Gesellschaft der Zukunft gestaltet 
werden. 

Es ist zu hoffen, daß das Bundesinstitut und diese Fach­
tagung zu den FraQen der beruflichen Bildung unserer Zeit 
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einen Be1trag leistet trotz zunehmender Probleme, Schwie­
rigkelten und Konflikte. Dabei sollten wir uns aber davor 
hüten, den Eindruck zu wecken, als würde die berufliche 
Bildung nur aus unbewältigten Konflikten bestehen. Und es 
ware fatal, wenn das Bundesinstitut wegen vorhandener oder 
vermeintlicher Konflikte nicht zu einer eigenständigen For­
schungsarbeit und zu eigenen Lösungsvorschlägen käme. 
Die Gewerkschaften haben sich diese Einrichtung, ich sage 
dies ganz offen, in manchem etwas anders vorgestellt: Mehr 
Selbstverwaltung, etwas weniger Staat und mehr Rechte 
waren sicher besser gewesen. Jetzt aber geht es darum, 
das Bundesinstitut fur die berufliche Bildung soweit wie 
1rgend möglich zu nutzen. Die Forschungstätigkeit muß auch 
weiterhin ausgebaut werden, und die Ordnungsaufgaben 
dürfen n1cht von Bürokratie beherrscht werden oder zur 
Bürokratie verkummern. Eine an der Sache onent1erte, en­
gagierte Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern ist 
für die Fragen der beruflichen Bildung unabdingbar und das 
vorgesehene Verwaltungsabkommen wird zeigen, ob es den 
Ländern m1t dieser Zusammenarbeit tatsächlich ernst ist. Zu 
d1eser Zusammenarbeit und zu einer sachgerechten Abstim­
mung gehört natürlich auch die Einbeziehung der Gewerk­
schaften in die Entscheidungsabläufe. Hier ist noch immer 
eine entscheidende Lucke, die geschlossen werden muß. 
Zur Bund-Landerproblematik haben wir Ja heute früh etwas 
gehört Und trotz aller schönen Worte gibt es bisher wenig 
Grund für große Erfolgsmeldungen der Lander in der beruf­
lichen Bildung. Berufliche Bildung ist eben doch noch weit­
hin das Stiefkind der Kultusministerien. Das beweisen schon 
die Durchschnittszahlen der wirklich erteilten Unterrichts­
stunden in den Berufsschulen, die sich im Bundesdurch­
schnitt seit Jahren nicht wesentlich verbessert haben, und 
die Tatsache, wie schwer es fast allen Landern fallt, berufs­
qualifizierende schulische Bildungsgange gerade in der heu­
tigen Zeit zu entwickeln, anzubieten und durchzuführen. An­
dererseits ist und bleibt es eine einmalige Gelegenhell für 
d:e an der beruflichen Bildung Beteiligten nun in diesem 
Bundesinstitut zusammenzuwirken, eine Gelegenheit, d1e 
nicht leichtfertig vertan werden darf 

H:erbe1 kann es sich allerdings nicht nur um kurzfnstige 
Lösungen und schon gar nicht um Scheinlösungen handeln. 
Dies gilt für das Bundesinstitut genauso wie für die beruf­
liche Bildung insgesamt Lassen Sie es mich sehr deutl1ch 
sagen: Mit der Vernachlassigung der Qualität der beruflichen 
Bildung, mit dem Zusammenzimmern von Schmalspur- und 
Kurzausbildungsgangen und mit dem Abbau notwendiger 
Schutzrechte ist niemandem ged1ent. Es ist auch dann nie­
mandem damit gedient, wenn es mit dem Titel der soge­
nannten "Beseitigung ausbildungshemmender Vorschriften" 
versehen w1rd wie der Antrag des Landes Baden-Württem­
berg. Hierdurch wird niemandem gedient, nicht den Ju­
gendlichen, nicht der Gesellschaft und auch nicht der Wirt­
schaft. 

Nach wie vor geht es neben der Sicherung ausreichender 
und qualifizierter Ausbildungsplätze um die Neuordnung der 
beruflichen Bildung, um d1e Neuordnung der Ausbildungs­
berufe, um die Verwirklichung einer sinnvollen beruflichen 
Grundbildung, und darauf aufbauend der Fachbildung. Es 
geht um die Gestaltung von Ausbildungsberufen von hoher 
inhaltlicher Verwertbarkeit, um die erforderliche berufliche 
Flexibil1tat und Mobilität zu ermöglichen, und um den lau­
fenden Veränderungen und den Anforderungen der Zukunft 
zu genügen. Ich möchte hier sehr deutlich sagen, daß es zu 
keiner Zeit "wirklichkeitsfremde Wunschgebilde von Ausbil­
dungsordnungen und Rahmenlehrplänen" gab oder gibt, wie 
heute morgen Herr Professor Hahn meinte. Alle Ausbildungs­
ordnungen wurden gemeinsam zwischen den Sachverstan­
dlgen der Arbeitgeber und der Fachgewerkschaften erar­
beitet und abgestimmt und für notwendig und erforderlich 
erachtet. So muß auch in der Zukunft verfahren werden. 
Dort wo Einzelbetriebe überfordert sind bei der Wahrneh­
mung bestimmter Aufgaben, müssen, wie es auch das Be-

rufsbildungsgesetz von 1969 vorsieht, überbetriebliche Ein­
richtungen oder Kurse erganzende Aufgaben ubernehmen, 
damit eine volle und qualif1z1erte Ausbildung sichergestellt 
wird. 

Und noch eines, glaube 1ch, muß man dazu ausführen. Es 
ist so v.el von Föderalismus und föderativem Aufbau der 
Bundesrepublik gesprochen worden. Was wir in der beruf­
l"chen Bildung brauchen, sind trotz der föderativen Struktur 
einheitliche und verb:ndliche Regelungen, einschließlich der 
Rahmenplane der Berufsschulen. Das braucht die Praxis der 
beruflichen Bildung Und hier sollten alle Lander zusammen 
mit dem Bund und den Sozialpartelen gemeinsame Lösun­
gen suchen. Der Hinweis auf d1e föderative Struktur nützt 
uns in der beruflichen Bildung sehr wen1g, das muß sehr 
deutlich gesagt werden. 

Nach wie vor geht es aber nicht nur um d1e Ausbildungs­
ordnungen und Rahmenlehrpläne, sondern es geht darum, 
endlich auch sicherzustellen, daß berufliche Bildung in alle 
Bildungsgänge des Bildungssystems einbezogen w1rd, daß 
berufliche Bildung gleichwertiger Bestandtell des gesamten 
Bildungssystems wird. Hier ist eine permanente, gemeinsame 
Entwicklungsarbeit zu leisten, w1e in vielen anderen Fragen 
auch, und sicher müssen dabei noch manche Schwierig­
keiten überwunden werden. Die Gewerkschaften verfolgen 
dabei - und ich möchte das auch sehr deutlich zum Aus­
druck bringen - keinerlei Doppelstrategie, auch nicht und 
schon gar nicht das Bundesinstitut betreffend, so unter dem 
Motto "formell mitarbeiten, Einfluß nehmen und sich im 
übrigen vom Bundesinstitut distanzieren, dessen Arbeit be­
hindern oder herabsetzen". Es g1bt Gründe dafür, dies 
deutlich zum Ausdruck zu bnngen, und die Arbeitnehmer­
gruppe und die Gewerkschaften verbinden damit den herz­
lichen und dringenden Wunsch, daß es von allen am Bun­
desinstitut beteiligten Gruppen genauso gehandhabt wird. 

Wenn das Bundesinstitut seine Aufgabe erfullen soll, bedarf 
es der vollen Unterstützung und der intens:ven Mitarbeit 
aller, d1e daran beteiligt sind. Es muß s1ch gerade auch in 
schwierigen und schweren Zeiten bewahren, denn berufliche 
Bildung ist nun einmal keine Schönwetterangelegenheit 
Das Bundesinstitut muß Wege finden, den unmittelbar Be­
troffenen, insbesondere den JUngen Menschen zu helfen. 
Hier geht es nicht um eine intellektuelle Wissenschaftsdis­
kuss:on, hier geht es VIelmehr um eine Diskussion mit den 
Bete:ligten und den Betroffenen unter Mithilfe der Wissen­
scha:ten, um eine Diskussion mit der Praxis und für die 
Praxis. Hier geht es nicht zuletzt um Konsequenzen für die 
Berufsbildungspolitik und für die Praxis der beruflichen Bil­
dung. Ohne diese Konsequenzen ist das Bundesinstitut und 
ist d1e Berufsbildungsforschung nicht viel mehr als Schall 
und Rauch. Dabei nützt uns weder ein Wissenschafts- noch 
ein Bildungschinesisch. Dahinter verbergen sich sehr häufig 
nur Überheblichkeit oder Unsicherheit und Unkenntnis. Wir 
benötigen in der beruflichen Bildung eine Sprache, die alle 
verstehen, auch d1e Ausbilder und auch die Jugendlichen. 
Eine Sprache, die für die Prax1s der beruflichen Bildung 
anwendbar und hilfreich ist. 

Ausgehend von den, glaube ich, nur zu deutlich erkennbaren 
Problemen unserer Zeit, ausgehend von den wissenschaft­
lich fundierten Erkenntnissen der Berufsbildungsforschung, 
sollte diese Fachtagung, sollte das Bundesinstitut für Be­
rufsbildung auch Vorschläge diskutieren und erarbeiten für 
eine konsequente Weiterentwicklung, und dort wo es not­
wendig ist, auch für eine Neuorientierung der beruflichen 
Bildung. Insbesondere 

- zur Sicherstellung einer qualifizierten Berufsausbildung 
für alle jungen Menschen, 

- zur Sicherung einer permanenten beruflichen Weiter­
bildung sowie 

- zur Sicherung der personalen und beruflichen Entfaltung 
des einzelnen. 
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Helmut Brumhard 

Fur die Gruppe der Arbeitgeber im Hauptausschuß darf ich 
sagen, daß wir uns auf den nicht nur informatorischen, 
sondern gewollt argumentativen Aspekt der Veranstaltung 
einlassen. 

ln meiner kurzen Positionsskizze möchte ich auf drei Kom­
plexe emgehen: 

I. Vorstellungen der Wirtschaft zur Arbeit des Bundesinstl­
stuts fur Berufsbildung 

II. Grundpositionen der Wirtschaft zur Entwicklung der Be­
rufsbildung 

lli. Beitrage und Erwartungen an die Tagung. 

Zu I. Vorstellungen der Wirtschaft zur Arbeit des BIBB 

Die Schaffung der gesetzlichen Grundlagen für das nun 
etwas über em Jahr alte Bundesinstitut für Berufsbildung 
durch das Ausbildungsplatzforderungsgesetz unterlag hef­
tigsten politischen Auseinandersetzungen. D1e Wirtschaft hat 
h1erbei emdeut1g Stellung bezogen und aus vielen, hier nicht 
darzulegenden Gründen das Gesetz abgelehnt. Diese Ab­
lehnung bezog s1ch nicht nur auf das 1m Smne der Ziel­
setzung für schädlich gehaltene Finanz1erungsumlagesystem, 
sondern ausdrücklich auch auf die Schaffung eines Bundes­
instituts fur Berufsbildung. Hierbel stand die Auffassung im 
Vordergrund, daß durch ein Bundesinstitut die vordringliche 
Koordination zwischen Verordnungsgebern Bund und Lander 
nicht befriedigend erreicht werde, dagegen aber eine kost­
spielige Burokratisierung ohne die vorhandene gemeinsame 
Arbeit der Beteiligten im Bundesausschuß fur Berufsbildung 
und 1m Bundesmst1tut für Berufsbildungsforschung entschei­
dend zu verbessern. Der Vorschlag der Wirtschaft bestand 
darin, zw:schen Bund und Landern im Wege emer beson­
deren Vere:nbarung uber eine gemeinsame E1nr1chtung zur 
Losung der Koordinierungsaufgaben zu kommen. Wir halten 
d1ese Auffassung auch heute noch flir richtig, haben aber 
sicherlich in den zurückliegenden Monaten bere1ts bew1esen, 
daß w1r zwar knt1sch, aber konstruktiv im Rahmen des ein­
mal durch Gesetz geschaffenen Bundesinstituts für Berufs­
bildung den von uns erwarteten Beitrag leisten. 

D;e Auseinandersetzung mit den Tagesproblemen hat in­
zw:schen erkennbar auch bei anderen Beteiligten dazu bei­
getragen, d:e teilweise hohen und euphonschen Erwartungen 
en das Bundesinstitut als gememsame Adresse durch eine 
nlichterne bis skeptische Betrachtungsweise zu ersetzen 

Im ubrigen hat sich in der Arbeit gezeigt, wie es auch be­
reits aus der Gesetzesformulierung ablesbar ist, daß das 
Bundesinstitut flir Berufsbildung nicht nur eine vereinfachen­
de Zusammenfassung des ehemals die Bundesregierung 
beratenden Bundesausschusses für Berufsbildung und des 
Bundesinstituts fur Berufsbildungsforschung darstellt. 

Eine bedeutungsvolle Gewichtsverschiebung weg von den 
Soz,alparte:en, die noch tragende Mitglieder des Bundes­
instituts für Berufsbildungsforschung waren, hin zum Bund 

zur Staatsverwaltung wird insbesondere dadurch sicht­
bar, daß einzelne Aufgaben nach dem Gesetzeswortlaut des 
Ausbildungsplatzförderungsgesetzes ganz fortfielen und der 
B:.;nd wegen se:ner Genehmigungs- und Weisungsrechte 
trotz rechtlicher Gleichstellungen der Gruppen im Haupt­
ausschuß faktisch dominant ist. 

Es liegt daher entscheidend in den Händen des Bundes und 
se:ner Vertreter im Hauptausschuß, durch eine fruhzeitige 
und offene lnformationspolitik, eine umfassende Inanspruch­
nahme 1m Bere1ch der Beratung sowie die Verfolgung klarer 
Verfahrensweisen gegenüber dem Bundesinstitut insgesamt 
d e Bedeutung, das Selbstverständnis und den Aktions­
rahmen des Instituts und seiner Organe zu stärken. 
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Ohne auf die im Gesetz und Forschungsprogramm be­
schriebene Aufgabenstellung mhaltlich einzugehen, erscheint 
mir wichtig, einige grundsatzliehe Anmerkungen zur Arbeit 
aus der Sicht unserer Gruppe zu machen. 

1. Die Kontinuitat zur Arbeit des Bundesinstituts für Be­
rufsbildungsforschung und des Bundesausschusses für Be­
rufsbildung muß sichergestellt werden 

2. Die Zusammenführung von Aufgaben der Beratung, der 
Administration, der Forschung und Planung sowie solchen, 
die originar und solchen, die nach We1sung oder nach Ver­
waltungsvorschritten zu erled1gen smd, erfordert klare Vor­
stellungen und Abgrenzungen hinsichtlich des Umfanges der 
einzelnen Aufgaben. Dieses ist eine unabdingbare Voraus­
setzung für eine effiziente tagliehe Arbeit des Instituts und 
seiner Organe. 

3. Das Bundesmst1tut muß s1ch in seinen Beiträgen auf 
seine eigentlichen Aufgaben konzentrieren. Dies gilt insbe­
sondere im Rahmen des Forschungsprogramms. Dem kann 
d:e Formulierung von Schwerpunktbereichen dienen, wenn 
sie 1n der Lage sind, die wesentlichen Wünsche der Betei­
ligten aufzunehmen und forschungspolitischen lnteressen­
ausgle:ch herbeizuführen. 

4. Den mit der Schaffung des Bundesinstituts im Bereich 
der beruflichen Bildung befürchteten weiteren Bürokrati­
s:erungstendenzen muß entgegengewirkt werden. Diese Be­
furchtungen schließen nicht nur an das bekannte Eigenleben 
großer Apparate an, sondern insbesondere an die vorge­
nomrr.ene Verbmdung von Forschungs- mit administrativen 
und Beratungsaufgaben im Rahmen einer im Bundesinstitut 
we:tgehend notwendigerweise behördlich strukturierten Ta­
gesarbeit und Mitarbeitern, denen in großer Zahl speziell im 
Forschungsbereich die Bürokratieerfahrung fehlt. 

Klare Entscheidungsstrukturen, Transparenz der Tatigkeiten 
und unkomplizierte Zusammenarbeit im Rahmen einzelner 
Aulgaben und Projekte Liber die Abteilungen und Hauptab­
teilungen hinweg sind insoweit von hervorragender Bedeu­
tung. 

5. Die Forschungsarbeit muß fre1 und unabhängig gesche­
hen im Rahmen der durch das Forschungsprogramm vorge­
gebenen Aufgabenstellungen. D1e Forschungstatigkeit selbst 
darf nicht einseitig bestimmten politischen Bezügen oder 
gesellschaftlichen Interessen unterliegen. S(e ist anwen­
dungsbezogen an den Gegebenheiten der Praxis zu orien­
tieren. Sie muß sich dadurch auszeichnen, daß ihre Ergeb­
nisse entweder für die Entwicklung aussagekraftig oder in 
der Praxis der Berufsbildung anwendbar sind 

6. D1e Konstituierung des im Ausbildungsplatzförderungs­
gesetzes vorgesehenen Landerausschusses kann nur sinn­
voll se:n, wenn damit die Erarbeitung und Abstimmung von 
Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplanen vereinfacht 
und n.cht we1ter kompliziert wird. Dieses ist jedoch bei Bei­
behaltung des derze1t1gen Koordm1erungsverfahrens nach 
dem "Gemeinsamen Ergebnisprotokoll" zu befürchten. ln 
dem Länderausschuß wirken die Sozialparteien zwar mit; 
seme Arbeitsergebnisse sind fur die Verordnungsgeber je­
doch unverbindlich. 

Diese Gedanken können nur kritische Hinweise bedeuten 
und durfen nach erst gerade einjahrigem Bestand des BIBB 
nicht als ein Resümee der bisherigen Arbeit verstanden 
werden. 

Zu II. Grundpositionen der Wirtschaft zur Entwicklung der 
Berufsbildung 

Ich komme nunmehr dazu, einige fur die Thematik der Fach­
tagung und die Arbeit in den einzelnen Tagungsbereichen 
bedeutsame Grundpositionen der Wirtschaft zur Entwicklung 
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der Berufsbildung kurz zu skizzieren. W1r gehen von folgen­
dem aus: 

1. Das eigenstand1ge duale System der deutschen Berufs­
ausbildung ist die gee1gnetste und wirksamste Form zur 
Vorbereitung JUnger Menschen auf die Erfordernisse in der 
Berufs- und Arbeitswelt. Die Ausbildung in Betrieb und 
Schule entspricht unserer freien sozialen marktwirtschaftli­
ehen Ordnung und stark! sie. Sie schafft die Voraussetzung 
der standigen Weiterentwicklung der beruflichen Bildung in 
Abstimmung mit dem Beschäftigungssystem. Der innere Zu­
sammenhang des beruflichen Bildungswesens und seine Ab­
hängigkeit von der beruflichen Praxis in sozialer, ökono­
mischer und technischer Hinsicht fördern die Chancenge­
rechtigkeit und den sozialen Aufstieg des einzelnen. 

2. Dem Anspruch des einzelnen auf Selbstverwirklichung 
durch Bildung wird ein unter dem Aspekt der Integration 
von Allgemeinbildung und Berufsbildung auf Vereinheit­
lichung ausgerichtetes Bildungssystem nicht gerecht, da es 
den individuellen Begabungsstrukturen und unterschiedlichen 
Interessenlagen der Jugendlichen sow1e den differenzierten 
Anforderungen von Wirtschaft und Gesellschaft nicht genü­
gend Rechnung tragen kann. 

3:---Die Gleichwertigkeit der Berufsbildung zur Allgemeinbil­
dung verlangt die Anerkennung des Betriebes als Bildungs­
träger und seines bildungspolitischen Stellenwerts im Bil­
dungssystem. Im übrigen ist s1e dadurch zu schaffen, daß 
die Durchläss1gke1t der beruflichen Bildung auch in die Be­
reiche hinein sichergestellt wird, die bisher in erster Linie 
über studienbezogene Bildungsgänge erreicht werden. 

4. Berufliche Bildung unterliegt dem ständigen Zwang, sich 
neuen Technolog1en und laufend verändernden technischen 
und ökonomischen Prozessen anzupassen. Nur ein flexibel 
ausgestaltetes Berufsbildungssystem ist 1n der Lage, diesen 
fortlaufenden Anpassungsprozeß zu vollziehen. Basis für sei­
nen Ausbau und seine Fortentwicklung ist die Koordinierung 
von Ausbildung und Berufsausübung sowie eme ständige 
Rückkopplung und Überprufung von beruflicher Ausbildung 
und beruflichen Entwicklungen. 

5. Berufsausbildung hat die Aufgabe, d1e Qualifikationen zu 
vermitteln, die den Jugendlichen zur Ausübung einer quali­
fizierten Berufstätigkeit befahigen und es 1hm ermöglichen, 
künftigen technischen und ökonomischen Veränderungen 
gerecht zu werden. Die Ausbildungsziele können sich daher 
im Hinblick auf die beruflichen Qualifikationen nur an den 
Anforderungen der Berufs- und Arbeitswirklichkeit ausrich­
ten und nicht an übertriebenen theoretischen Mobilitatsvor­
stellungen. 

Für das Erreichen der Ausbildungsziele, insbesondere des 
notwendigen Erwerbs von Berufserfahrungen ist ein früh­
zeitiger und tiefgreifender Anwendungsbezug unverzichtbar, 
denn nur 1n der beruflichen Wirklichkeit lernt der Jugend­
liche s1ch m1t den wechselnden Anforderungen des Berufs 
auseinanderzusetzen und sich in der jeweiligen Arbeits­
situation zu bewähren. 

6. Eine Gliederung der Berufsausbildung in eine breit an­
gelegte Grundbildung, ggf. in Form eines Berufsgrundbil­
dungsjahres schulisch oder kooperativ, und eine darauf auf­
bauende Fachbildung sichert die notwendige breite Basis der 
Ausbildung. Berufliche Grundbildung kann jedoch nur dann 
ihren Zweck erfüllen, wenn sie die Voraussetzungen fur den 
Übergang 1n d1e Fachstufe bietet. Dieses Verhältnis von 
Grundbildung und Fachbildung muß maßgebend für die Ge­
staltung der Berufsfelder und die Konzeption einer Grund­
bildung auf Berufsfeldbreite sein Im einzelnen entscheidet 
der Inhalt der Grundbildung auch über die Dauer der Fach­
bildung. 

7. Berufliche Bildung im Betrieb hat ihre eigenen Voraus­
setzungen, ihre eigenen Erfahrungsfelder, ihre eigenständi­
gen, didaktischen, methodischen und pädagogischen Bezüge. 

Die padagogischen Vorzuge einer Integration von Arbeit und 
Bildung und die sich daraus ergebenden speziellen Bil­
dungsmöglichkeiten des Betriebes können nicht durch außer­
betriebliche Bildungseinrichtungen ersetzt werden. 

8. Die Ordnung der Berufsausbildung muß die Besonder­
heiten betrieblichen Lernens, das in das wirtschaftliche und 
soziale Gesamtgeschehen des Betriebes eingebettet wird, 
berücksichtigen und sich an den Möglichkeiten der Betriebe 
orientieren. Die Ausbildungsordnungen legen Rahmenbedin­
gungen und Mindeststandards fest. Bei ihrer Gestaltung ist 
der notwendigen Flexibilität Rechnung zu tragen. Ihre For­
mulierung muß klar zum Ausdruck bringen, daß die Aus­
bildung 1m Betrieb durch das Lernen durch Mitarbeit charak­
terisiert ist. 

9. Betr1eb und Schule mussen d1e Vermittlung ihrer Bil­
dungsstoffe so aufeinander abstimmen, daß für den Auszu­
bildenden der Zusammenhang des Lernprozesses gewahrt 
bleibt. D1e Zuordnung der Ausbildungsinhalte zum Betrieb 
oder zur Schule hat unter Berücksichtigung der optimalen 
Möglichkeiten des jeweiligen Trägers zu erfolgen. Die Zu­
sammenarbeit zwischen Schule und Betrieb muß bereits bei 
der gemeinsamen Erarbeitung von Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrplänen beginnen. Die Lösung dieses Koor­
dmierungsproblems ist maßgeblich für eme Verbesserung 
der Berufsausbildung. 

10. Die Berufsausbildung in Betrieb und Schule verlangt die 
Beobachtung und Anwendung zeitgernaBer pädagogischer 
Grundsätze. Zu vermittelndes Wissen und zu erwerbende 
Fähigkeiten müssen altersgemäß aufbereitet in sinnvollen 
Teilschritten aufeinander abgestimmt einheitlich unter Ein­
satz moderner Medien, aktiver Lernmethoden und entspre­
chender Erfolgskontrollen angeboten werden. 

11. ln der arbelisteiligen und durch technischen Fortschritt 
gekennzeichneten Industriegesellschaft ist die laufende An­
passung der Kenntnisse und Fertigkeiten der 1n der Wirt­
schaft Tätigen an neue Entwicklungen unabdingbar. Die 
Wirtschaft hält deshalb die berufliche Weiterbildung in Hin­
blick auf die Erhaltung der Leistungsfähigkeit unserer hoch­
entwickelten Volkswirtschaft auch im internationalen Ver­
gleich sowie das Interesse des einzelnen an der Erhaltung 
und Fortentwicklung seiner beruflichen Kenntnisse und Fa­
higkeiten fur besonders notwendig und leitet hieraus ihre 
Forderungen an die berufliche Weiterbildung ab. 

Die Vielfalt der Berufs- und Arbeitswelt erfordert ein ent­
sprechend differenziertes Angebot, das dezentral auf die 
Fortbildungswünsche der Beschäftigten und den Qualifika­
tionsbedarf der Betriebe in den verschiedenen Wirtschafts­
zweigen aktuell und praxisnah reagieren muß - Weiler­
bildungsmaßnahmen können nur dann ihre volkswirtschaft­
lichen und bildungspolitischen Aufgabe gerecht werden, 
wenn gewährleistet ist, daß ihre Lernmhalte laufend der 
wirtschaftlichen, technischen und gesellschaftlichen Entwick­
lung angepaßt werden können. 

12. Bezogen auf die aktuelle durch die geburtenstarken 
Jahrgänge charakterisierte Situation sind die zentralen Pro­
bleme der nachsten Jahre e·n ausreichendes Angebot an 
Ausbildungsplatzen zu schaffen und Bildungs- und Beschäf­
tigt.:ngssystem besser in Einklang zu bringen. Die Lösung 
der durch die demographische Entwicklung bedingten Aus­
bildungsproblerne ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Die dam1t verbundenen zusatzliehen Lasten der betrieblichen 
Ausbildung müssen von der gesamten Gesellschaft getragen 
werden und können nicht allein den Unternehmen, die ihre 
Bemühungen zur vermehrten Bereitstellung von Ausbildungs­
plätzen auch weiter fortsetzen werden, angelastet werden. 

Zur Lösung der anstehenden Probleme im Bildungs- und 
Beschaftigungssystem und um weitere Fehlentwicklungen zu 
verhindern, bedarf es emer Intensivierung der auf Lang­
fristigkeit angelegten Forschungs- und Entwicklungsarbeit in 
und zwischen den Bereichen Bildungs- und Arbeitsmarkt. 
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Ziel muß eine umfassende, den Bildungs- und den Arbeits­
bereich sowie deren Entwicklungstendenzen einschließende 
Untersuchung sein, die als Grundlage für Planung und Politik 
geeignet ist und fortzuschreiben ware. Die in der Regierungs­
erklärung angekündigte Berichterstattung, aber auch das an­
gekündigte Hauptbuch der beruflichen Bildung mit Berufs­
bildungsbencht, verbunden mit einer kosmetischen Revision 
der derzeitigen Bildungspläne, genügen erkennbar nicht. 

Zu 111. Beiträge und Erwartungen an die Tagung 

Meine abschließenden Anmerkungen gelten der Fachtagung 
und einigen Aspekten unserer Beiträge und Erwartungen 

Wir wollen die Gelegenheit nutzen, unsere Auffassungen zu 
den anstehenden Themen unter den Gesichtspunkten der 
verfahrensmaßigen und inhaltlichen Entwicklung der beruf­
lichen Bildung auf dem Hintergrund der von mir hervorge­
hobenen Grundpositionen deutlich zu machen. 

Zu den in fast allen Bereichen anstehenden Fragen gehört 
d1e nach der Gewmnung möglichst klarer Verfahren für em 
effektives Zusammenwirken, wobei wir uns durchgehend da­
für einsetzen: 

die Rahmenbedmgungen und Strukturvorgaben zunächst 
festzulegen, 

die Beteiligung der Betroffenen in geeigneter und ange­
messener Weise sicherzustellen 

und von vornherein der Praxisorientierung entscheidende 
Bedeutung zu geben. 

Zu den aktuellen Problemen der Ausbildungsplatzsituation 
aufgrund der geburtenstarken Jahrgange bringen wir unsere 
Sltuatlonsbeurteilung, aber auch unsere Auffassung zu Maß­
nahmen zur Sicherung und Verbesserung der Ausbildung­
platzsituation ein. 

Es läßt sich heute schon absehen, daß trotz ungünstiger 
wirtschaftlicher Voraussetzungen und weitgehend fehlender 
Unterstützung, insbesondere durch die Bundesregierung, 
aufgrund der Anstrengungen der Wirtschaft zum 30. Septem­
ber d1eses Jahres nochmals mit einer erheblichen Steige­
rung des Ausbildungsplatzangebots gerechnet werden kann. 
Ein genauer Überblick über das bereitgestellte Angebot ist 
noch n1cht zu erhalten. Es durfte aber davon auszugehen 
sein, daß im Bundesdurchschnitt zumindest ein Ausgleich 
zwischen Angebot und Nachfrage erreicht wird. Die Frage, 
ob die vom Berufsbildungsgesetz geforderte Überhangquote 
von 12,5% erreicht wird, sollte n1cht von ausschlaggebender 
Bedeutung sein, da Ziel aller Bemühungen die Unterbnn­
gung der Jugendlichen, nicht aber das Erreichen ohnehin 
fragwürdiger statistischer Meßgrößen ist. Dieses Ergebnis 
wird erreicht werden, obwohl sich auch besondere Schwie­
rigkeiten wegen häufiger Mehrfachbewerbungen, der Bevor­
zugung bestimmter Modeberufe, einem allgemein feststell­
baren Mangel an Information über die Vielzahl aussichts­
reicher Ausbildungsgänge sow1e eme mangelnde Mobilitat 
der Bewerber deutlich nachteilig auswirkten. 

Es w1rd für die Zukunft erforderlich sein, gerade diese 
Schw1erigke1ten möglichst schnell und weitgehend zu be­
seitigen. 

Darüber hinaus schlägt die Wirtschaft besondere Maßnah­
men zur Sicherung und Verbesserung der Ausbildungsplatz­
Situation vor: 

1. Vordringlich sollten mögl1che ausbildungshemmende Vor­
schnften geändert werden. 

D1e Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes, die die 
Ausbildungszeit beschränken, sollten den Notwendigkeiten 
e:ner praxisgerechten Ausbildung angepaßt werden. 

Bei der Berechnung der Einstellungsquote nach dem Schwer­
behindertengesetz sollten die Ausbildungsplätze nicht mehr 
berücksichtigt werden mussen. 

Die seit 1971 erlassenen Ausbildungsordnungen sollten auf 
ihre Praktikabilität hin überprüft werden. Um die Möglich­
keiten von Klein- und Mittelbetrieben der Ausbildung aus­
reichend zu ben.icksichtigen, sollten besondere Fachrichtun­
gen, mmdestens im 3. Ausbildungsjahr und in der Abschluß­
prüfung, zugelassen werden. 

Eine Änderung der Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs­
verordnung sollte in begründeten Fällen eine Herausnahme 
von Ausbildungsberufen eme neue Abgrenzung der Berufs­
felder sow1e eine unterjährige Anrechnung vorsehen. 

2. Nicht zuletzt auch zur Beseitigung der Anrechnungspro­
blematik muß über eine Änderung der Anrechnungsverord­
nung hinaus die Verzahnung von beruflicher Grundbildung 
unter besonderer Berücksichtigung des Berufsgrundbildungs­
jahres m1t der Fachbildung, allerdmgs ohne weitere Verkür­
zungen der beineblichen Ausbildungszeit, erfolgen. Als Vor­
aussetzung hierfür ist ein effizientes Koordin1erungsverfahren 
zur Abstimmung der Ausbildungsordnungen und Rahmenlehr­
plane zwischen Bund und Ländern unter angemessener Be­
teiligung der Sozialparteien zu entwickeln. 

3. Der weitere Ausbau eines 10. Bildungsjahres im Rahmen 
der Ausbildung im dualen System in Form des Berufsgrund­
blidungsjahres, der Berufsfachschule und der Berufsvorbe­
reitungsjahre ist zu betreiben. 

4. Der Bedarf nach geordneterer Berufsausbildung im Be­
schaftigungssystem ist zu prüfen. Ggf. sind neue Ausbil­
dungsordnungen zu entwickeln, um auf diese Weise die Zahl 
der Ausbildungsplätze zu vergrößern. 

5. Bei festgestelltem Bedarf sind neue Ausbildungsberufe 
mit kurzerer Ausbildungszeit für praktisch begabte Jugend­
liche zu schaffen. 

6. Da die gesellschaftspolitische Aufgabe der Lösung des 
Ausbildungsplatzproblems für die geburtenstarken Jahrgänge 
von der gesamten Gesellschaft zu tragen ist, sind Lösungen 
der Entlastung der Wirtschaft von Ausbildungskosten anzu­
streben. 

Hierfür bieten sich zunächst steuerliche Vergünstigungen an. 
Als direkte Kostenerleichterung erscheint möglich, d1e Zah­
lung der Ausb1ldungsvergutung fl.ir Zeiten der beineblichen 
oder Liberbetnebl1chen Ausbildung in einer Ausbildungs­
werkstatt und in der Berufsschule auszusetzen. 

D;e Möglichkeiten der Begrenzung der Ausbildungsvergü­
tung und ihrer Zuwachsraten, z. B. an die Höhe der Be­
darfssätze des Bundesausbildungsförderungsgesetzes und 
ihre Entwicklung sind zu prufen, wobe1 angesichts der be­
sonderen Situation eine damit verbundene freiwillig auferleg­
te Selbstbeschränkung der Tarifpartner in Kauf genommen 
werden sollte. 

Für die überbetriebliche Ausbildung sollten Bund, Länder 
und Betrieb je ein Drittel der laufenden Kosten tragen. 

7. in allen Ausbildungsberufen, in denen es möglich ist, 
sollte die Ausbildung durch möglichst schnelle Entwicklung 
technischer und organistarischer Hilfsmittel gefordert wer­
den. 

Die zusätzliche Belastung der Betriebe durch eine Berufs­
bildungsabgabe ist in der augenblicklichen Situation nicht zu 
vertreten. S1e stände in eklatantem Widerspruch zu den 
derzeit diskutierten Maßnahmen zur Verbesserung der Be­
schaftigungssituation und dem Ziel einer generellen Kosten­
entlastung und würde gerade die ohnehin schon ausbilden­
den Betriebe entscheidend belasten, ohne m1t dem erreich­
baren Umlagevolumen von 1-2 °/o der Ausbildungskosten 
eine entscheidende Hilfe bieten zu können. 

Die Wirtschaft wird im Hinblick auf die nächsten Jahre ihre 
Bemühungen zur vermehrten Bereitstellung von Ausbildungs­
kapazitäten weiter fortsetzen. Sie beurteilt ihre Möglichkeiten 
optimistisch, muß allerdings auch gerade in Form der vor-
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geschlagenen Maßnahmen Unterstutzung ihrer Bemühungen 
erwarten. 

Die Tagung kann weder Entscheidungen bringen, noch wis­
senschaftliche Arbeit ersetzen. Sie wird aber fur diese Arbeit 
sowie die berufliche Prax·s und d1e Pol1t1k Hmweise und 
Perspektiven geben. Sie kann einen Beitrag zur Transparenz 

Reinhold Mayerle 

Es ist keine sehr populare Aufgabe, am Schluß dieser Eröff­
r.ungsveranstaltung den Standpunkt der Ländergruppe dar­
zulegen. Daß die Positionen der Länder 1n der beruflichen 
Bildung nicht bei allen Gruppen ungeteilten Beifall fmden, 
hat sich bei einigen Ausfuhrungen meiner Vorredner gezeigt. 
Insbesondere hat hier Herr Kempf in einer sehr kämpferi­
schen Rede mass:ve Kritik an den Ländern geubt. Einige 
Ihrer Außerungen, Herr Kempf, haben nicht nur mich als Ver­
treter Baden-Württembergs betroffen. Ihre Bemerkungen ha­
ben auch Befremden bei einigen Länderkollegen ausgelöst, 
die eine anders zusammengesetzte Landesregierung reprä­
sentieren, als das bei mir der Fall ist. Sie haben sinngernaß 
ausgefuhrt, daß die Lander ihren Verpflichtungen für die Ver­
besserung der beruflichen Bildung nicht nachgekommen seien. 
Ich weiß nicht, welche einzelnen Länder S1e konkret damit ge­
meint haben. Dazu mochte ich nur eine Zahl wiederholen, die 
Herr Kultusminister Hahn heute bereits genannt hat: Die Län­
der, einschließlich der Kommunen, haben im letzten Jahr für 
die berufliche Bildung n1cht weniger als 4 Milliarden DM aus­
gegeben. Ein weiteres Beispiel aus meinem eigenen Land: 
in 4 Jahren ist die Zahl der Berufsschullehrer von rd. 7500 
auf etwa 11 000 erhbht worden. Ahnlieh ist die Entwicklung 
in fast allen anderen Landern. Ich meine deshalb, daß die 
Pauschalfeststellung, die Lander hatten ihre Verpflichtung in 
der beruflichen Bildung vernachlassigt, nicht gerechtfertigt 
ist und hier auch nicht unwidersprochen bleiben darf. 

Dem Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
gehören als vierte Bank elf Beauftragte der Länder an. Die 
Länder haben damit nach der Stimmenzahl im Ergebnis das 
gle:che Gewicht wie der Bund, die Arbeitgeber und die Ar­
beitnehmer. Dadurch wollte der Gesetzgeber dokumentieren, 
daß die berufliche Bildung eine Gemeinschaftsaufgabe dar­
stellt, in der neben dem Bund und den gesellschaftlichen 
Gruppen auch d1e Länder eine gewichtige Rolle spielen. Die 
Länder sind zu einer konstruktiven und aktiven Mitarbeit in 
diesem Gremium bere1t. Herr Kultusminister Hahn hat in sei­
nem Referat allerdings auch gewisse Grenzen einer solchen 
institutionellen Mitwirkung aufgezeigt, d1e sich letztlich aus 
der von Ihnen, Herr Kempf, nicht sehr geliebten Kulturhoheit 
ergeben. Ich möchte jetzt nicht im einzelnen auf d1eses kom­
plexe Thema "Kulturhoheit" eingehen. So einfach, wie es 
sich Herr Kempf 1n seiner Rede gemacht hat, kann man es 
allerdings auch nicht tun. Die Kulturhoheit ist sicher nicht 
immer eme bequeme Sache, insbesondere für diejen1gen, d1e 
sich pnmär für eme bundeseinheitliche Konzeption im Be­
reich der beruflichen Bildung einsetzen. Das soll nicht ge­
leugnet werden! Auf der anderen Seite müssen w1r aber 
sehen, daß die Kulturhoheit als wesentlicher Bestandteil des 
Foderalismus einen tragenden Wert darstellt, der es letztlich 
ermöglicht hat, daß wir in der Bundesrepublik ein insgesamt 
ausgewogenes und gutes Bildungsangebot haben, das sich 
auch International messen kann. Daß dieses Bildungsange­
bot reg1onal verschieden ist, will ich nicht bestreiten. Wenn 
Sie, Herr Kempf, allerdings eme aufgeschlossenere Haltung 
der Lander erwarten, insbesondere bei der Abstimmung von 
Ausbildungsordnungen und schulischen Rahmenlehrplanen, 
dann würde ich Ihnen empfehlen, etwas vorsichtiger mit dem 

in der Bildungsdebatte liefern und den Beteiligten an der 
Fortentwicklung der beruflichen Bildung sich besser zu ver­
stehen helfen. 

Der Wunsch der Arbeitgebergruppe im Hauptausschuß sowie 
mein Wunsch ist es, daß alle diese Ergebnisse erzielt wer­
den. 

Begnil "Kulturhoheit" umzugehen, als Sie das hier getan 
haben. 

Lassen Sie mich noch in einigen wenigen Sätzen skizzieren, 
welche Erwartungen die Länderbeauftragten an die künftige 
Arbeit des Bundesinstituts und auch an die Ergebnisse die­
ser Fachtagung haben. 

Im Vordergrund der Arbeit dieses Instituts muß nach unserer 
Auffassung die inhaltliche Weiterentwicklung der beruflichen 
Bildung stehen. Prioritat hat dabei die Neuordnung der Aus­
bildungsberufe. Hier wird sich der Hauptausschuß sehr ein­
gehend mit der Struktur der Berufsgrundbildung und dam1t 
auch der Frage befassen mtissen, wie die Berufsgrundbil­
dung künftig in die Ausbildungsordnungen eingebaut wird. 
Ohne eme Klarung dieser Frage wird sich auch die 1n der 
Öffentlichkeit immer wieder kritisch diskutierte Anrechnungs­
problematik nicht lösen lassen. 

Wahrend bisher die Ausgestaltung der Ausbildungsordnun­
gen wesentlich von den Sozialpartnern des betreffenden Be­
rufsbereiches zusammen mit dem Bund vorbestimmt wurde, 
wird der Hauptausschuß nach den Regelungen des Ausbil­
dungsplatzförderungsgesetzes dafür künftig eme größere 
Mitverantwortung tragen. Er wird sich bei dieser Aufgabe 
wesentlich stärker m1t fachlichen Emzelfragen befassen mus­
sen als dies etwa bei dem früheren Bundesausschuß auf­
grund seiner allgemeinen Beratungsfunktion der Fall war. 
Das kann sich unter Umständen als ein Nachteil für die zeit­
liche Beschleunigung erweisen. Es kann aber auch ein Vor­
teil sein, wenn über diesen Weg versucht wird, eine mög­
lichst einheitliche Grundstruktur der Ausbildungsordnungen 
in den verschiedenen Bereichen zu erreichen. 

Neben der beruflichen Erstausbildung kommt auch der beruf­
lichen Weiterbildung eine entscheidende Bedeutung zu. Nach 
den Ausfuhrungen meiner Vorredner besteht in dieser Frage 
im Grundsatz Übereinstimmung. Auch der Bildungsgesamt­
plan geht davon aus, daß die Weiterbildung zu einem Haupt­
teil des Bildungswesens ausgebaut werden soll. Überein­
stimmung besteht offensichtlich auch, daß dieses Ziel nicht 
dadurch erreicht werden kann, daß wir die Weiterbildung 
bis in das letzte Detail einer staatlichen Reglementierung 
unterwerfen. Andererseits sind wir der Auffassung, daß der 
Bund noch mehr als bisher von seiner Regelungsbefugnis 
fur die sogenannten Fortbildungsberufe Gebrauch machen 
sollte. Em Angebot an attraktiven Aufstiegsberufen, für d1e 
der jetzt verabschiedete Wirtschaftsassistent ein Beispiel ist, 
kann wesentlich dazu beitragen, daß die von allen Seiten 
immer w:eder geforderte Gleichwertigkeit der beruflichen 
Bildung auch von den Aufstiegsmöglichkeiten her 1n der 
Offentlichkeit untermauert wird. Mehr Aufmerksamkeit muß 
die Bundesseite nach unserer Auffassung künftig der Berufs­
ausbildung Behinderter widmen. Nach verschiedenen Ausfüh­
rungen, die dazu heute gemacht wurden, sehe 1ch allerdings 
die Gefahr, daß die Behandlung dieses Themas leicht zu 
einem Dogma werden kann. Ich we1ß nicht, ob wir den Pro­
blemen der Behinderten dadurch gerecht werden, daß wir 
Lösungsansätze vorschnell der "Bürstenbinderphilosophie" 
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zuordnen, wie es in der Rede von Herrn Minister Rohde an­
geklungen ist. Auch der frühere Bundesausschuß fur Berufs­
bildung hat zum Behindertenbereich lediglich einige allge­
mein gehaltene Empfehlungen gegeben. Von den Landern 
und insbesondere von den Kammern sind auf der Grundlage 
von Sonderregelungen nach § 48 des Berufsbildungsgesetzes 
eine Reihe von Aktivitaten entfaltet worden. Es ist nicht ge­
rechtfertigt, wenn in diesem Zusammenhang Herr General­
sekretär Dr. Schmidt heute eine Zersplitterung bei den vielen 
Sonderregelungen beklagt. Wir haben in verschiedenen Aus­
schussen seit Jahren immer wieder darauf hingewiesen, daß 
der Bund durch die Erarbeitung von Empfehlungen für der­
artige Sonderregelungen einen wesentlichen Beitrag für eine 
eini"leitliche Konzeption im ganzen Bundesgebiet leisten 
könnte. Wir hoffen auch, daß der jetzt eingerichtete Aus­
schuß fl.ir Behinderte wicht1ge Sachbeitrage geben kann. Ich 
habe persönlich die Erfahrung gemacht, daß man über die­
ses Thema mit Sonderschullehrern oder Ausbildern aus Be­
rufsbildungswerken, die diesen Personenkreis wirklich ken­
nen, oft sachbezogener diskutieren kann, als mit manchen 
Experten der allgemeinen Berufsbildung, d1e hinter jeder 
Sonderregelung für Behinderte einen Angriff auf das duale 
Ausbildungssystem oder auf die Qualitat der Berufsausbil­
dung vermuten. 

Als zweiten Schwerpunkt in der Arbeit dieses Instituts sehen 
wir die Maßnahmen zur Sicherung eines ausreichenden An­
gebots an Ausbildungsplätzen. Die quantitativen Probleme 
der geburtenstarken Jahrgänge werden in nachster Zeit maß­
geblich die Berufsbildungspolitik bestimmen und damit au­
tomatisch auch die Arbeit im Hauptausschuß. 

Dies gilt zunachst für die Berufsblldungsstatistik, fl.ir die Vor­
bereitung des Berufsbildungsberichtes und auch für die Be­
rufsblldungsfinanzierung Die Länderbeauftragten können auf­
grund ihrer besonderen Kenntnis der reg1onalen Situation 
und der unterschiedlichen schulischen Vollzeitangebote in 
den einzelnen Ländern dazu beitragen, daß ein möglichst 
verlaßliches Datenmaterial erarbeitet wird. Die Diskussion 
im Hauptausschuß darf sich dabei nicht auf die Berufs­
bildungsfinanzierung beschranken. Sie muß auch alle an­
deren Maßnahmen einbeziehen, die zu einer Verbesserung 
der Ausbildungschancen fuhren können. Dabei muß beson­
ders auf d1e Ausbildungsplatzsituation fur Madchen, für Ju­
gendliche ohne Hauptschulabschluß, für Ausländerkinder und 
schließlich auch fur Abiturienten eingegangen werden. Die 
Probleme der geburtenstarken Jahrgange sind schwierig, sie 
erscheinen jedoch nicht unlösbar. Voraussetzung ist aller­
dings, daß alle Beteiligten zu vernünftigen und sachlich ver­
tretbaren Kompromissen bereit sind, und daß sich keine 
Gruppe h1erbei ausschließlich an ihren bildungspolitischen 
Maximalvorstellungen onentiert. 

Neu ist fur uns Länderbeauftragte eine unmittelbare Mit­
verantwortung für den Komplex der Berufsbildungsforschung. 
ln dem bisherigen Hauptausschuß des Bundesinstituts für Be­
rufsbildung waren bekanntlich die Länder nicht vertreten. 
Zwischen allen Gruppen besteht 1m wesentlichen Überein­
stimmung, daß auch im Rahmen des Jetzigen Instituts eine 
breit angelegte und aktuelle Berufsbildungsforschung ge­
währleistet bleiben muß. Die Verbindung der Forschung mit 
den übrigen Aufgaben des Instituts braucht sich nicht nach­
teilig auf die Forschungsaktivitaten auszuwirken. Die Länder­
bank wird bei der Beratung des Forschungsprogramms ihren 
Einfluß dahin geltend machen, daß ein möglichst enger Be­
zug zu der Praxis der beruflichen Bildung hergestellt wird 
und daß die Forschungsergebnisse einen konkreten Nieder­
schlag in der Weiterentwicklung der beruflichen Bildung fin-

den. Besondere Aufmerksamkeit g1lt dabei der Vielzahl von 
Modellversuchen, die in den letzten Jahren e!ngeleitet wor­
den sind und die künftig vom Bundesinstitut betreut werden 
müssen. 

Unmittelbar angesprochen ist die Länderbank im Hauptaus­
schuß in der entscheidenden Frage, welchen Beitrag das 
Institut zu einer besseren Abstimmung von Ausbildungsord­
nungen des Bundes und schulischen Rahmenlehrplanen der 
Länder leisten kann. Wir Länderbeauftragte befinden uns hier 
in einer schlechten Position. Solange Arbeitgeber und Ar· 
beitnehmer in grundsatzliehen Fragen unterschiedlicher Mei­
nung sind, haben wir manchmal die undankbare Rolle eines 
Mittlers. ln der Frage der Abstimmung stehen wir mit unse­
ren Interessen gegenuber den Arbeitgebern, den Arbeitneh­
mern und dem Bund ziemlich allein. Ich will nicht verschwei­
gen, daß das gerade für uns eine nicht sehr le1chte Position 
ist. Daß die Abstimmung weiter verbessert und intensiviert 
werden muß, ist bei allen Gruppen, auch bei uns, unbestrit­
ten. Durch die Arbeit des sog. Länderausschusses nach § 17 
APIFG sollen im Aufgabenbereich des Bundes die Vorausset­
zungen für eine bessere Abstimmung geschaffen werden. 
Herr Kultusminister Hahn hat in seinem Referat die Bereit­
schaft der Länder, und zwar aller Lander, zu einer engen 
Kooperation bekräftigt. Er hat aber auch deutlich gemacht. 
daß es gerade in diesem Bereich als Ausfluß der Kultur­
hoheit der Länder für uns gewisse unverzichtbare Positionen 
gibt. Wir werden bei aller Kooperationsbereitschaft darauf 
achten müssen - so unangenehm das vielleicht für d1e an­
deren Gruppen sein wird -, daß über das Bundesinstitut 
eben nicht die verfassungsrechtliche Kompetenzverteilung 
zwischen Bund und Landern 1m Bere1ch der beruflichen Bil­
dung ausgehöhlt wird. Das Abstimmungsverfahren wird des­
halb zumindest in der Entscheidungsphase weltgehend au­
ßerhalb des Bundesinstituts auf der Grundlage einer beson­
deren Vereinbarung zwischen Bund und Landern erfolgen 
müssen. Auch das Ausbildungsplatzförderungsgesetz selbst 
geht von der Notwendigkeit einer solchen Vereinbarung aus. 
Die Verhandlungen darüber sind zur Zeit im Gange. 

Wichtige Aufgaben sehen wir schließlich im Bereich der Bil­
dungstechnologie und des Fernunterrichts. Hier kann an 
gute Vorarbeiten des fruheren Bundesinstituts fur Berufsbil­
dungsforschung angeknüpft werden. 

Die Schwerpunkte, die wir für die Arbeit des Bundesinsti­
tuts in den kommenden Jahren erwarten, decken sich zu 
einem erheblichen Teil auch mit den Hauptthemen dieser 
Fachtagung. Die Fachtagung ist in ihrer thematischen Aus­
richtung sehr wesentlich durch die Arbeit des bisherigen 
Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung geprägt worden. 
Wir versprechen uns von dieser Tagung einmal eine kritische 
Bestandsaufnahme über d1e bisherigen Forschungsergeb­
nisse und ihre Lösungsansätze für die Praxis. Wir erhoffen 
uns darüber hinaus auch aus den einzelnen Tagungsberei­
chen konkrete Impulse für die weitere Arbeit des Instituts. 
Schließlich kann d1eses Forum, wenn es eine echte "Fach"­
Tagung bleibt, auch dazu beitragen, in der Öffentlichkeit das 
Verstandnis für die eigentlichen Belange der beruflichen Bil­
dung fördern. Wer die Diskussion der letzten Jahre verfolgt 
hat, mußte den Eindruck gewinnen, daß die Probleme der 
beruflichen Bildung ausschließlich in Fragen der Organisa­
tion, der Finanzierung oder der Zuständigkeitsverteilung zwi­
schen Staat und Selbstverwaltung l1egen. Diese Fachtagung 
kann einer breiten Öffentlichkelt zeigen, daß ebenso wich­
tig die inhaltliche Weiterentwicklung in der beruflichen Bil­
dung ist, und daß sich alle Gruppen nachdrücklich um Fort­
schritte in diesem Bereich bemühen. 


